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Der vorliegende Bericht zum Thema Entwicklungen 
und Trends – Eine dynamische soziale Sicherheit: Siche-
rung sozialer Stabilität und wirtschaftlichen Wachstums 
– wurde für das Weltforum für soziale Sicherheit vor-
bereitet, das die Internationale Vereinigung für Soziale 
Sicherheit (IVSS) in Kapstadt, Südafrika, vom 29. 
November bis zum 4. Dezember 2010 organisiert hat 
und dessen Gastgeber das Ministerium für Sozialent-
wicklung Südafrikas ist.

Ein wichtiges Ziel der Internationalen Vereinigung für 
Soziale Sicherheit (IVSS) im Dreijahreszeitraum 2008–
2010 war die Förderung eines strategischen Ansatzes 
für eine dynamische soziale Sicherheit – zugunsten 
von zugänglichen und tragfähigen Systemen der sozi-
alen Sicherheit mit optimal funktionierenden Ver-
waltungen und maßgeschneiderten Programmen. 
Durch innovative Maßnahmen, die Schutz bieten, 
die Prävention fördern und proaktiv Rehabilitation 
und berufliche (Wieder)eingliederung unterstützen, 
soll die Deckung der sozialen Sicherheit auf alle aus-
gedehnt werden. Selbstredend können stärker sozial 
integrierende und produktivere Volkswirtschaften nur 
aufgebaut werden, wenn hinter den entsprechenden 
gesellschaftlichen Prioritäten auch ein nachhaltiger 
politischer Wille steht.

Die Erschütterungen in der Weltwirtschaft in letzter 
Zeit haben die integrale Funktion der sozialen Sicher-
heit als sozialen Abfederungsmechanismus und wirt-
schaftlichen Stabilisator bestätigt. Allerdings ergab sich 
daraus ein Anstieg der Staatsverschuldung, und die 
Finanzsituation vieler Systeme der sozialen Sicherheit 
hat sich verschlechtert. Unabhängig davon sind effek-
tive und effiziente Systeme der sozialen Sicherheit, die 
von einem sie ermöglichenden Staat gelenkt werden, im 
Zuge einer wachsenden Globalisierung der Märkte und 
eines beschleunigten Alterungsprozesses in der Bevöl-
kerung notwendiger denn je.

Vor dieser umfassenden Herausforderung stehen alle 
IVSS-Mitgliedsorganisationen in allen Regionen.

Die Entwicklungen der letzten Zeit zeigen deutlich, 
dass nationale Vorhaben und Trends zunehmend 
mit den Zielen einer dynamischen sozialen Sicher-
heit übereinstimmen. Ich zweif le nicht daran, dass 
die nationalen Verwaltungen der sozialen Sicherheit 
mit beharrlichen und konzertierten Schritten in Rich-
tung einer dynamischen sozialen Sicherheit fähig sein 
werden, die kommenden Herausforderungen anzuge-
hen und ihrer Bevölkerung einen besseren Sozialschutz 
zu bieten.

Hans-Horst Konkolewsky
Generalsekretär

Vorwort
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KAPITEL 1

Einführung

situieren. Zum anderen versucht es systematisch, Ver-
besserungen in der Gestaltung der Programme und der 
operationellen Leistungsfähigkeit der IVSS-Mitglieds-
organisationen anzuleiten.

Das umfassendere Ziel dieses Konzepts ist die Förde-
rung und Entwicklung zugänglicher, tragfähiger und 
optimal funktionierender Verwaltungen und Systeme 
der sozialen Sicherheit. Die Umsetzung dieses Ziels 
geht Hand in Hand mit den vielfältigen Anforderungen 
an die Systeme der sozialen Sicherheit, wie die Gewäh-
rung von Schutz, die Förderung der Prävention und 
die proaktive Unterstützung von Rehabilitation und 
beruflicher (Wieder)eingliederung. Die längerfristige 
Zielsetzung richtet sich auf eine schrittweise und nach-
haltige Umsetzung der Elemente einer dynamischen 
sozialen Sicherheit, die zu sozial besser integrierenden 
und wirtschaftlich produktiveren Gesellschaften führt. 
Letztlich geht es darum, allen Menschen soziale Sicher-
heit zu gewähren.

Das Konzept einer dynamischen sozialen Sicherheit 
steht daher voll in Einklang mit der Initiative der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (IAO) und der Verein-
ten Nationen (VN) für eine „soziale Grundsicherung“.

Wenn es die Ressourcen zulassen, gibt es eine weitere 
Voraussetzung für die Umsetzung des längerfristigen 

Der vorliegende Bericht soll eine gezielte Übersicht 
über Entwicklungen und Trends in der sozialen Sicher-
heit im Dreijahreszeitraum 2008–2010 geben. Die 
Daten und Analysen stellen dabei eine natürliche Fort-
setzung der Arbeiten dar, die für das erste Weltforum 
für soziale Sicherheit der Internationalen Vereinigung 
für Soziale Sicherheit (IVSS) in Moskau im Jahre 2007 
gestaltet wurden, sowie der in vier Bänden vorlie-
genden regionalen Berichte über Entwicklungen und 
Trends, die für die Regionalforen für soziale Sicher-
heit1 in Kigali, Manila, Warschau und Brasilia erstellt 
wurden.

Ein wichtiges Ziel in diesem Dreijahreszeitraum war 
einen neuen Ansatz anzubieten, um die wichtigsten 
Herausforderungen für die IVSS-Mitgliedsorganisatio-
nen in den verschiedenen Weltregionen zu beobachten 
und aus ihnen zu lernen. Im Sinne dieser Zielsetzung 
hat die IVSS ein innovatives strategisches Rahmen-
konzept für eine „dynamische soziale Sicherheit“2 
entwickelt und dokumentiert. Ausgehend von positi-
ven Beispielen für gute Praxis und Innovation bei der 
Gestaltung und Umsetzung von nationalen Systemen 
der sozialen Sicherheit, verfolgte dieses Konzept einen 
doppelten Zweck. Zum einen erlaubt es politischen 
Entscheidungsträgern, Praktikern und Analysten, die 
Entwicklungsschritte der Systeme der sozialen Sicher-
heit in verschiedenen Umfeldern zu verfolgen und zu 

1.	Die Internationale Vereinigung für Soziale Sicherheit teilt ihre Mitgliedsorganisationen einer der vier geografischen Regionen zu: Afrika, Amerika, Asien  
und Pazifikregion sowie Europa. Die regionalen Unterscheidungen in diesem Bericht folgen dieser Praxis.

2.	 Siehe McKinnon (2007) zu den Grundlagen des Konzepts. Ebenso Sigg (2007), McKinnon (2009) und IVSS (2007, 2008, 2009, 2010a, 2010b).
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Es kam in vielen Ländern zu umfassenden staatlich 
gelenkten und von den internationalen Finanzinstitu-
tionen mitgetragenen politischen Interventionen, um 
das Wirtschaftswachstum zu stützen und die negati-
ven Auswirkungen der Krise auf das Beschäftigungs-
niveau, die Haushaltseinkommen und den Konsum 
abzufedern. Nicht alle Länder hatten jedoch den not-
wendigen haushaltspolitischen Spielraum für eine 
solche Krisenreaktion. In den ärmsten Ländern haben 
die Folgen der globalen Rezession die bestehenden Pro-
bleme verschärft, die durch steigende Nahrungsmittel- 
und Ölpreise sowie ganz allgemein die wirtschaftliche 
Unterentwicklung hervorgerufen wurden. In vielen 
Fällen mussten sich Einzelpersonen und Familien, oft 
ohne jegliche Form des Sozialschutzes oder staatlicher 
Unterstützung, einfach mit dieser Situation abfinden. 
Als Folge schätzt man, dass zu den 633 Millionen Men-
schen, die 2008 mit einem Einkommen von weniger 
als 1,25 US-Dollar pro Tag in Armut lebten und arbei-
teten,3 2009 weitere 215 Millionen Arbeitnehmer hin-
zukamen, die dem Armutsrisiko ausgesetzt sind. Die 
am stärksten betroffenen Regionen sind Südasien, Süd-
ostasien und das südlich der Sahara gelegene Afrika 
(IAA, 2010b).

Wir gehen auf das Jahresende 2010 zu, und der welt-
weite wirtschaftliche Aufschwung und das Überwin-
den der Krise erweisen sich als langsam und ungewiss. 
Trotz Anzeichen für eine Erholung der globalen 
Märkte geht die Arbeitslosigkeit in vielen Ländern 
nicht zurück. Die höhere Arbeitslosigkeit beschränkt 
weiterhin die Beitragseinnahmen der sozialen Sicher-
heit und erfordert gleichzeitig höhere Ausgaben für 
die Leistungen. In vielen Systemen der sozialen Sicher-
heit erfordern die höheren Ausgaben und geringeren 
Einnahmen in letzter Zeit sowie die Erschöpfung der 
Reservefonds eine versicherungsmathematische Neu-
bewertung. In einigen Fällen wird diese den Zeitpunkt, 
an dem die Mittel des Systems den Prognosen zufolge 
erschöpft sind, deutlich früher ansetzen, als er bisher, 
weitgehend aufgrund der geringeren Systemabhängig-
keitsquoten berechnet wurde, die sich allein aus der 
Alterung der Bevölkerung ergeben.

Ziels einer dynamischen sozialen Sicherheit: In vielen 
Ländern ist ein stärkerer und nachhaltigerer politi-
scher Wille in diesem Bereich notwendig. Die Tatsache, 
dass weltweit nur 20 Prozent der Weltbevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter vollen Zugang zu einer angemes-
senen sozialen Sicherheit haben und rund ein Drittel 
keinerlei Krankenversicherungsschutz genießt (IAA, 
2010a), dürfte diese Einschätzung bestätigen.

In der wirtschaftspolitischen Praxis werden die Priori-
täten oft von kurzfristigen Notwendigkeiten bestimmt 
und aufgrund des jeweils Möglichen gesetzt anstatt 
aufgrund einer längerfristigen Vision der Zukunft. 
Zudem können sich unvorhersehbare Ereignisse – wie 
Naturkatastrophen oder Wirtschaftskrisen –, die das 
nationale politische Umfeld treffen, auf den bestehen-
den Handlungsbedarf auswirken, was notwendiger-
weise zu veränderten Prioritäten oder einer anderen 
Rangfolge der unmittelbaren politischen Prioritäten 
führt. Falls es dazu kommt, werden die verfolgten Ziel-
setzungen zunächst den veränderten Kontext berück-
sichtigen müssen, auch wenn die langfristigen unter 
ihnen (z.B. die Ausweitung des Zugangs zur sozialen 
Sicherheit) unverändert bleiben.

Die globalen gesamtwirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen haben sich seit 2007 infolge der größeren 
Finanzkrise und der sich anschließenden wirtschaft-
lichen Rezession, die sich auf die Weltwirtschaft aus-
wirkten, ganz offensichtlich verändert. Insbesondere 
2008 führte dies in den Sozialschutzsystemen vieler 
Länder zu Vermögensverlusten der nationalen Sozial-
versicherungs- und Pensionsfonds. Steigende Arbeits-
losigkeit und Armut führten zu höheren Ausgaben der 
Systeme der sozialen Sicherheit für Versicherungsleis-
tungen und steuerfinanzierte Sozialhilfe, bei einem 
entsprechenden Verlust an Beitragseinkommen sowie 
einer Schwächung der Reservefonds und/oder Erhö-
hung der Verschuldung. Zudem hat die rückläufige 
Gesamtnachfrage die staatlichen Steuereinnahmen 
verringert. Obwohl die einzelnen Länder unterschied-
lich betroffen waren, haben viele all diese Auswirkun-
gen zu spüren bekommen (Pino und Yermo, 2010).

3.	Die Weltbank definierte 2005 den Betrag von 1,25 US-Dollar als internationale Armutsgrenze bei Kaufkraftpartität (KKP). Die mittlere Armutsgrenze für Entwick-
lungsländer lag 2005 bei 2,00 US-Dollar bei KKP. Die mittlere Armutsgrenze entspricht in allen Ländern dem Betrag des Pro-Kopf-Einkommens oder der Konsumaus-
gaben, welche die ärmste Bevölkerungshälfte (die Ärmsten), die unter der nationalen Armutsgrenze lebt, von der anderen Hälfte der weniger, offiziell als solche 
ausgewiesenen Armen trennt.
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Dabei wird allgemein deutlich, dass viele der außer-
gewöhnlichen staatlichen politischen und wirtschaft-
lichen Stimulierungsmaßnahmen, die ab 2008 als 
Antwort auf die Auswirkungen der Krise eingeführt 
wurden (d.h. „Bail outs“ von Banken, Steuerermäßigun-
gen für Arbeitgeber oder besondere Arbeitslosenleis-
tungen für entlassene Arbeitnehmer) sich längerfristig 
auf die Staatsfinanzen auswirken werden. So wird das 
gegenwärtig sehr hohe Niveau der Staatsverschuldung 
zukünftige Staatsausgaben, einschließlich derer für 
die Sozialpolitik, zunehmend beschränken. In vielen 
Ländern, insbesondere in Europa, haben sich die 
höheren Haushaltsausgaben in letzter Zeit bereits in 
Ausgabenkürzungen niedergeschlagen, was in einigen 
Fällen zu einer haushaltspolitischen Austeritätspolitik 
beitrug. Die Proteste gegen vorgeschlagene Ausgaben-
kürzungen und Anpassungen, welche die Großzügig-
keit der Systeme der sozialen Sicherheit einschränken, 
in Ländern wie Frankreich, Griechenland und Spanien 
in diesem Jahr, dürften sich anderenorts wiederholen, 
wenn die Haushaltsmittel knapper werden.

Eine unerwartete, aber höchst willkommene Dividende 
der Ereignisse in letzter Zeit war die Wertschätzung, 
die umfassenden staatlichen Systemen der sozialen 
Sicherheit zuteil wurde, als diese zur Bewältigung der 
negativen sozialen und wirtschaftlichen Folgen der 
Krise beitrugen. Zuvor hatten gewisse Kreise häufig – 
wenn auch ungerechtfertigt – die soziale Sicherheit als 
Hindernis für das Wirtschaftswachstum und die welt-
weite Wettbewerbsfähigkeit angesehen, wobei unter-
stellt wurde, dass die Systeme der sozialen Sicherheit 
die Ursachen der wirtschaftlichen Probleme seien und 
nicht das Heilmittel. In dieser neuesten Phase erheb-
licher globaler wirtschaftlicher und finanzieller Tur-
bulenzen konnte die soziale Sicherheit nicht für diese 
verantwortlich gemacht werden, sodass das Argument 
widerlegt wurde, Sozialausgaben stellten ein wirt-
schaftliches Hindernis dar (Euzéby, 2010). Allerdings 
ging diese breite Akzeptanz der staatlichen sozialen 
Sicherung, die als konkurrenzlose soziale Abfederung 
und als wirtschaftlicher Stabilisator erkannt wurde, die 

für den Erhalt der sozialen und wirtschaftlichen Sta-
bilität von grundlegender Bedeutung ist, mit höheren 
Kosten einher als erwartet, was die Finanzen vieler 
Systeme der sozialen Sicherheit stark schwächte und 
das Niveau der Staatsverschuldung inflationär erhöhte. 
Da die Finanzinstitutionen die Regierungen nun wegen 
ihrer hohen Staatsverschuldung schelten und eine Her-
abstufung der Kreditwürdigkeit droht, sehen sich die 
Staaten gezwungen, die Verschuldung und die Staats-
ausgaben zu verringern. In vielen Fällen haben bei 
diesen Sparmaßnahmen Leistungskürzungen in der 
sozialen Sicherheit, insbesondere die Reform der Ren-
tensysteme, Priorität. 

Auf der positiven Seite muss festgehalten werden, dass 
die Stimulierungspakete zur Krisenbekämpfung in 
einer Reihe von Ländern zur weiteren Ausdehnung der 
sozialen Sicherung beigetragen haben (z.B. in Brasilien 
und der Volksrepublik China).

Wie bereits gesagt, wirkte sich die weltweite wirt-
schaftliche Rezession nicht auf alle Länder in gleichem 
Umfang und in derselben Weise aus.4 Global gesehen, 
stieg jedoch die Arbeitslosigkeit; den Fragen wie Wie-
dereingliederung am Arbeitsplatz, Arbeitsschutz und 
„menschenwürdige Arbeit“ wurde weniger Aufmerk-
samkeit zuteil, und die Armutsquoten stiegen. Davon 
waren selbst Länder betroffen, die nur schwach in die 
Weltwirtschaft integriert schienen und von denen man 
glaubte, dass sie sich gegenüber den Krisenfolgen weit-
gehend immun zeigen würden (McCord, 2010). Ver-
schlimmert wird die Situation noch dadurch, dass 
sich all dies vor dem Hintergrund des demografischen 
Alterungsprozesses abspielt,5 der bereits viele Systeme 
der sozialen Sicherheit und langfristigen Pflege dazu 
zwingt, das Problem steigender Kosten anzugehen, 
wobei sie eine Antwort in immer größeren Effizienzge-
winnen bei all ihren Operationen sehen.

Die Krise hatte offensichtlich erhebliche Auswirkun-
gen auf die Art der politischen Reformen der letzten 
Jahre und der Innovationen in der sozialen Sicherheit. 

Kapitel 1 Einführung

4.	 So lag das BIP-Wachstum 2009 in Ländern wie der Volksrepublik China, Indien, Indonesien, Äthiopien und Nigeria bei über 5 Prozent.

5.	 Unter Alterung der Bevölkerung versteht man, dass sich das Durchschnittsalter einer bestimmten Bevölkerung erhöht; relativ gesehen, ist somit ein größerer Bevöl
kerungsanteil der Gruppe der „älteren“ Menschen zuzuordnen. Die demografische Alterung ergibt sich aus sinkenden Fertilitätsraten und zunehmender Langlebigkeit, 
wobei Letztere oft eine kürzere Dauer des Zeitraums meint, in dem die Menschen in ihrem späten Lebensabschnitt behindert sind (d.h. eine Senkung der Morbidität).
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Beispiele dafür sind die Erhöhung des gesetzlichen 
Rentenalters (z.B. in Brunei Darussalam und Grie-
chenland), die Ausdehnung von Maßnahmen zur 
Armutsbekämpfung (z.B. in Brasilien und Südafrika) 
und proaktive Initiativen, um Arbeitnehmern anstelle 
des Bezugs von Arbeitslosenleistungen die Beschäfti-
gung zu erhalten (z.B. in Australien und Deutschland). 
In allen Regionen berichtete die Mehrheit der in einer 
Erhebung erfassten IVSS-Mitgliedsorganisationen, 
Maßnahmen ergriffen zu haben, welche die Finanzie-
rung der Systeme der sozialen Sicherheit stabilisieren 
und erhalten sollen (Orton, 2010). Selbst mit der Rück-
kehr eines stärkeren Wirtschaftswachstums dürfte der 
Druck, ähnliche Reformen fortzuführen, angesichts 
der Alterung der Bevölkerung fortbestehen.

Trotz der Herausforderungen, die sich aus den kombi-
nierten Auswirkungen langsamen Wirtschaftswachs-
tums und einer sich beschleunigenden Alterung der 
Bevölkerung ergeben, bestand eine weitere positive 
Nachricht für die Systeme der sozialen Sicherheit darin, 
dass die Länder, welche die sozialen und wirtschaftli-
chen Folgen der Krise am besten bewältigten, jene mit 
bereits bestehenden, umfassenden Systemen der sozia-
len Sicherheit waren (Bonnet, Ehmke und Hagemejer, 
2010). Diese Systeme boten den politischen Entschei-
dungsträgern nicht nur die Möglichkeit, unmittelbar zu 
reagieren, um die Gesamtnachfrage zu stützen, sondern 
gaben ihnen auch eine größere Auswahl an Instrumen-
ten an die Hand, um  unterschiedliche Risikogrup-
pen in der Bevölkerung zum Teil gezielt zu erreichen. 
Natürlich ergab sich auch die Möglichkeit, innovative 
Maßnahmen zur sozialen Sicherung in Ländern einzu-
führen, die keine umfassende Versorgung kennen.

Im Allgemeinen können politische Reaktionen bei 
Fehlen einer umfassenden sozialen Sicherung jedoch 
nur weniger unmittelbar und umfassend erfolgen, wobei 
mehr Menschen dem Armutsrisiko ausgesetzt bleiben.

Gegenwärtig geht es jedoch um mehr als die Rolle der 
sozialen Sicherheit als Antwort auf die Krise.

Im Laufe des Dreijahreszeitraums hat die IVSS die 
wichtigsten neueren Entwicklungstrends für die Regi-
onen Afrika, Amerika, Asien und die Pazifikregion 

sowie Europa ermittelt, zusammengefasst und inter-
pretiert. Diese Ergebnisse wurden für jede Region in 
gesonderten regionalen Entwicklungs- und Trendbe-
richten vorgestellt (IVSS, 2008; 2009; 2010a; 2010b). 
Die jüngste Vergangenheit zeigt, dass eine Reihe von 
nationalen Entwicklungen und Trends den vielfältigen 
Zielen einer dynamischen sozialen Sicherheit entspre-
chen.

Belege hierfür finden sich in allen Regionen, auch 
wenn der Schwerpunkt bei den Zielen in den einzel-
nen Ländern unterschiedlich gesetzt wird. In einigen 
Ländern kommt dies in den Bemühungen zum Aus-
druck, Verwaltungen der sozialen Sicherheit aufzu-
bauen, die optimal funktionieren (z.B., aber nicht 
ausschließlich in den Ländern Europas, Asiens und des 
Pazifikraums). In anderen Ländern geht es vor allem um 
einen besseren Zugang zur sozialen Sicherheit (insbe-
sondere in Afrika, Asien und der Pazifikregion sowie in 
Amerika). Während alle Regionen umfassende Anstren-
gungen für eine nachhaltige soziale Sicherung unter-
nehmen, kommt die proaktive und präventive soziale 
Sicherheit vor allem in Ländern mit höheren Einkom-
men, insbesondere in Europa, zum Zuge. 

Mithilfe ausgewählter Belege für regionale Entwicklun-
gen und Trends formuliert Kasten 1.1 in groben Zügen 
die politischen Botschaften für die soziale Sicherheit 
in jeder Region. Kasten 1.2 wiederum präsentiert die 
wichtigsten Schlussfolgerungen und Prioritäten in 
den Regionen. Aus diesen ergeben sich gemeinsame 
Themen für alle Regionen. So zeigen sie alle ein Inte-
resse an einer besseren sozialen Sicherung. Es besteht 
auch ein Einvernehmen darüber, dass solche Verbes-
serungen pluralistische institutionelle Mechanismen 
erfordern, wobei der Staat eine starke Rolle erhält. Auf 
allen Ebenen wird eine verbesserte Governance als 
Grundlage für politische Legitimität, öffentliches Ver-
trauen und Tragfähigkeit angesehen. Insgesamt erwei-
sen sich politische Reformen als zunehmend komplex, 
erfordern sorgfältige Planung und Koordination, 
die von soliden Datenbanken und politikrelevanter 
Analyse gestützt werden. In dieser Beziehung sind die 
Verwaltungen der sozialen Sicherheit konkurrenzlos, 
und die politischen Entscheidungsträger sollten ver-
mehrt das Wissen nutzen, das sie anbieten können.
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Nicht alle Themen betreffen alle Regionen. Dies hat mit 
dem Entwicklungsniveau der nationalen Volkswirt-
schaften und der Systeme der sozialen Sicherheit zu 
tun, aber auch mit historischen und kulturellen Fak-
toren. Ein gemeinsames Thema, das vor allem Afrika 
und Asien und die Pazifikregion interessiert, ist das 
Gewicht, das die soziale Sicherheit erhält, um zu nati-
onalen Entwicklungsstrategien beizutragen. Eine 
Botschaft, die besonders stark, aber nicht allein aus 
Amerika kam, ist die Bedeutung des sozialen Dialogs in 
Reformprozessen der sozialen Sicherheit, nicht zuletzt 
als Mittel, um den sozialen Zusammenhalt zu fördern. 
In den Regionen Europa und Amerika zeigt sich die 
Bedeutung, die Familienbeihilfen für die Entwicklung 
des Humankapitals und andere Zielsetzungen haben. 

In beiden Regionen wird auch auf die zunehmende 
Bedeutung der individuellen Übernahme von Verant-
wortung verwiesen. In Europa kommt diese Botschaft 
am besten zum Ausdruck, etwa in der Empfehlung, 
dass sich das Individualverhalten über den Lebenszyk-
lus ändern muss, wenn die Systeme der sozialen Sicher-
heit in Europa im Zuge der demografischen Alterung 
tragfähig bleiben sollen.

In vielen nationalen Systemen der sozialen Sicherheit 
und der Gesundheitsversorgung konzentrieren sich 
die seit Langem laufenden kontinuierlichen Reformen 
auf die notwendige Ausdehnung der Deckung, um den 
Sozialschutz zugänglicher zu machen. Dies gilt vor allem 
für Länder mit niedrigen und mittleren Einkommen, 

Kapitel 1 Einführung

1.1. Die regionalen Botschaften in groben Zügen (2008-2010)

Europa: Die Systeme der sozialen Sicherheit sollten 
angemessene Optionen bieten, damit Leistungen und 
Dienste besser den individuellen Bedürfnissen ent-
sprechen. Alle Beteiligten müssen sich ihrer Verant-
wortung für den Erhalt der Tragfähigkeit der Systeme 
der sozialen Sicherheit bewusst sein.

Asien und Pazifik: Die soziale Sicherheit ist von 
grundlegender Bedeutung für die nationale Entwick-
lung. Integrierte Lösungen für eine gerechte Entwick-
lung erfordern mehr Engagement unter Führung des 
Staates.

Amerika: Die soziale Sicherheit ist von grundlegen-
der Bedeutung für den sozialen Zusammenhalt und 
ein gerechteres Wachstum. Vielfalt und Reichtum der 
Sozialschutzeinrichtungen sowie zusätzliche Finanzie-
rungsmechanismen dürften das Potenzial zum Errei-
chen dieses Ziels verbessern.

Afrika: Die soziale Sicherheit wird zunehmend als zent-
rales Element zum Erreichen nationaler Entwicklungsziele 
verstanden. Es sind größere Anstrengungen erforderlich, 
um die Deckung der sozialen Sicherheit auszudehnen, 
was Möglichkeiten der Armutsbekämpfung und von In-
vestitionen in das Humankapital eröffnet. 
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wo eine wachsende Zahl von Reformen einer möglichst 
großen Zahl von älteren Menschen wenigstens eine Min-
destrente bieten soll. Einerseits entsprechen diese Ent-
wicklungen internationalen Verpflichtungen auf dem 
Gebiet der Menschenrechte bezüglich der Armutsbe-
kämpfung, andererseits gibt es zunehmend Erfahrungen 
dazu, dass auch Länder mit niedrigeren Einkommen in 
der Lage sein sollten, ihrer Bevölkerung ein Minimum 
an steuerfinanzierten Sozialschutzleistungen zu 

gewähren (Cichon und Hagemejer, 2007). Reformen 
zur Verbesserung des Zugangs zu einer erschwinglichen 
Krankenversicherung stellen eine weitere wichtige Ent-
wicklung dar und werden insbesondere für Familien 
mit niedrigen Einkommen als Priorität anerkannt. Für 
Personen und Familien, die (fast) in Armut leben, insbe-
sondere solche, die keine Krankenversicherung haben, 
stellen die Gesundheitsausgaben aus der eigenen Tasche 
ein erhebliches finanzielles Risiko dar.

1.2. Wichtige regionale politische Schlussfolgerungen und Prioritäten

Afrika

–	 Das erste Ziel sollte der Aufbau solider Grundla-
gen für alle sein. Erst danach können umfassende-
re Leistungen und Dienste entsprechend den ver-
besserten Kapazitäten und der sich entwickelnden 
Nachfrage und den Prioritäten entwickelt werden.

–	 Angemessene Institutionen und Interventionen 
sollten afrikanische Prioritäten und Ressourcen be-
rücksichtigen.

–	 Die Länder erkennen zunehmend den Wert um-
fassender, kohärenter und integrierter Ansätze zur 
sozialen Sicherheit, die in nationale Entwicklungs-
strategien eingebettet sind.

–	 Die soziale Sicherheit hängt als „Mittel“ und als 
„Ziel“ von einer verbesserten Governance der so-
zialen Sicherheit ab. Gute Governance beginnt mit 
Führungskraft, insbesondere bei der Mobilisierung 
des nötigen politischen Willens, bei den adminis-
trativen und operationellen Kapazitäten, bei den 
Umsetzungs- und den Managementsystemen sowie 
bei den Mechanismen, welche die verschiedenen 
Systeme, die der Bevölkerung des Landes dienen, 
koordinieren und integrieren.

Amerika

–	 Alle Menschen verdienen zumindest ein Minimum 
an sozialer Sicherung, unabhängig von ihrem 
Status in der Arbeitswelt, Wohnsitz, ethnischer 
Herkunft, Familiensituation oder Geschlecht. Na-
tionale Sozialschutzstrategien müssen sich an die 
Fortentwicklung von Risiken und Werten anpassen.

–	 Die Rolle der sozialen Sicherheit besteht darin, die 
grundlegenden sozialen und wirtschaftlichen Be-
dürfnisse von Individuen, Familien und Haushalten 
zu befriedigen sowie gesellschaftlichen Zusam-
menhalt und Stabilität zu sichern. Die individuelle 
Verantwortung geht Hand in Hand mit der insti-
tutionellen sozialen Sicherheit, wobei sich beide 
gegenseitig stärken. 

–	 Governance- und Verwaltungsprobleme müssen 
angegangen werden, und auf der Grundlage des 
sozialen Dialogs müssen Wachstum und Umfang 
der Systeme der sozialen Sicherheit mit dem Erfor-
dernis ihrer politischen, sozialen und finanziellen 
Tragfähigkeit vereinbart werden. 

–	 Erfolgreiche pluralistische Sozialschutzansätze 
hängen von einer engen Zusammenarbeit von 
Pflichtversicherungssystemen mit allen anderen le-
gitimen Akteuren ab. 
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Bemerkenswert sind auch die laufenden Bemühun-
gen in einer kleinen Zahl von bevölkerungsreichen 
und politisch bedeutenden Entwicklungsländern, die 
Deckung auszudehnen, da sie aufzeigen, wie man über 
die herkömmliche Auffassung von Sozialschutz und 
von dessen Möglichkeiten hinausgehen kann. Brasilien, 
Indien und die Volksrepublik China wirken gegenwärtig 
z.B. auf das politische Denken mit folgenden Maßnah-
men ein: mit steuerfinanzierten, bedingungsabhängigen 

Geldtransfers zur gezielten Armutsbekämpfung in 
bestimmten Bevölkerungsgruppen (z.B. Bolsa Familia), 
mit einem breiten Spektrum von Mikroversicherung, 
Mikrospar- und Mikrorentenprodukten für Bezieher 
niedriger Einkommen und Arbeitnehmer im informel-
len Sektor (Bloom et al., 2010) und mit einem großan-
gelegten entwicklungsstaatlichen Ansatz zur raschen 
Ausdehnung eines umfassenden Sozialschutzes bzw. 
einer Krankenversicherung.

Kapitel 1 Einführung

1.2. Wichtige regionale politische Schlussfolgerungen und Prioritäten

Asien und Pazifik

–	 Die Systeme der sozialen Sicherheit sind integraler 
Bestandteil der sozialen, wirtschaftlichen und poli-
tischen Verwaltung des Landes.

–	 Effektive Reformen der sozialen Sicherheit erfor-
dern ergänzende Reformmaßnahmen in anderen 
Bereichen und sollten mit den breiteren nationalen 
Entwicklungszielen abgestimmt werden.

–	 Eine bessere Leistungsfähigkeit der Institutionen 
der sozialen Sicherheit setzt eine stärkere Gover-
nance und besseres Management voraus, mehr Pro-
fessionalität und politisch relevante Analysen und 
Entscheidungen. 

–	 Staatliche, private und nicht gewinnorientierte pri-
vate Sektoren ergänzen sich, um nationale Entwick-
lungsziele wie gerechteres Wachstum und Armuts-
bekämpfung zu erreichen. 

Europa

–	 Reformen werden immer komplexer, und sie müs-
sen koordiniert und maßgeschneidert erfolgen, um 
vielfältige und immer ehrgeizigere Ziele zu verfol-
gen. 

–	 Reformen müssen einen angemessenen Schutz für 
alle gegen die abgedeckten Risiken sicherstellen so-
wie Verbesserungen und Gleichbehandlung in der 
Dienstleistungsqualität anstreben, wobei entspre-
chende Wahlmöglichkeiten bestehen sollten.

–	 Verbesserungen in der politischen Entschei-
dungsfindung erfordern Verbesserungen in der 
Datensammlung und, was den politischen Gestal-
tungsprozess angeht, eine frühzeitigere und kon-
tinuierliche Berücksichtigung des Wissensbeitrags, 
den die für die Umsetzung zuständigen Verwaltun-
gen der sozialen Sicherheit leisten können.

–	 Um die finanzielle Tragfähigkeit aller Systeme im 
Zeichen der demografischen Alterung sicherzu-
stellen sowie Qualität und Wahlmöglichkeit bei 
Leistungen und Diensten zu bieten, müssen alle 
Beteiligten ihr Verhalten verantwortungsbewusst 
anpassen. Sie alle müssen die vitale Funktion der 
Systeme der sozialen Sicherheit in der Gesellschaft 
proaktiv unterstützen.
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Für andere Länder, vor allem in Europa (mit über 
20  Prozent der Bevölkerung, die bereits 60 Jahre 
oder älter ist, die am stärksten gealterte Weltregion) 
besteht ein wichtiges Anliegen darin, die finanzielle 
Tragfähigkeit der bestehenden Leistungssysteme im 
Umlageverfahren sicherzustellen. Einer Prognose der 
Europäischen Kommission zufolge wird die Gesamtab-
hängigkeitsquote6 in Europa von 2,7:1 im Jahre 2009 
auf 1,4:1 bis 2060 sinken (EC, 2009). Diese Zahlen 
gehen natürlich davon aus, dass alle Menschen im 
arbeitsfähigen Alter auch erwerbstätig sind. Dies ist 
heute nicht der Fall und dürfte es auch in Zukunft nicht 
sein. Auf alle Fälle wird in den kommenden Jahrzehn-
ten eine kleinere Bevölkerungsgruppe im erwerbsfähi-
gen Alter eine größere nicht erwerbstätige Bevölkerung 
unterstützen müssen. Die Frage der finanziellen Trag-
fähigkeit ist daher von großer Bedeutung, aber alle 
Systeme in allen Regionen müssen auch dafür sorgen, 
dass die Systeme politisch (gesetzeskonform und gut 
verwaltet) und sozial (integrierend und zweckmäßig) 
tragfähig sind.

Eine Reihe der in diesem Bericht genannten Ent-
wicklungen und Trends sind relativ neu. In einigen 
Ländern, vor al lem in Europa, haben steigende 
Kosten der staatlichen Rentensysteme zu proaktiven 
Reformen geführt, die das menschliche Verhalten 
beeinflussen sollen, z.B. durch schwächere Vorruhe-
standsanreize. In Europa haben solche Bemühungen 
in den letzten Jahren einen gewissen Erfolg gezeigt. 
Ob dieser Trend anhält, bleibt jedoch abzuwar-
ten. Gesundheitsreformen, die eine Kultur der pri-
mären präventiven Gesundheitsversorgung fördern 
sollen und auch von langfristigeren Problemen wegen 
der steigenden Gesundheitskosten beeinf lusst sein 
dürften, könnten dagegen auch positive Einsparungen 
bei anderen Geldleistungssystemen ermöglichen. Für 
alle Systeme der sozialen Sicherheit und der Gesund-
heitsversorgung kommt es zunehmend darauf an, leis-
tungsfähige Institutionen zu schaffen, die gleichmäßig 
und nachweislich qualitativ hochwertige Dienstleis-
tungen erbringen können. Reformen, welche die 
Steuerung aller Verwaltungsaspekte und das Erbrin-
gen der Programme verbessern, führen nicht nur zu 

messbaren Effizienz- und Effektivitätssteigerungen, 
sondern fördern auch größere Transparenz und damit 
das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Institutionen, 
die ihr dienen sollen.

Die genannten Beispiele für relativ neue Entwick-
lungen und Trends lassen sich in eine Reihe von vier 
sich überschneidenden Themen einordnen, die alle in 
diesem Bericht vorgestellten aktuellen Entwicklungs-
trends erfassen (siehe Kasten 1.3).

Diese sich überschneidenden Themen ergeben sich 
aus dem Konzept der dynamischen sozialen Sicher-
heit und sind somit das Produkt der zuvor beobach-
teten kontinuierlichen globalen Entwicklungen und 
Trends. Sie sollen auch den politischen Entscheidungs-
trägern dabei behilflich sein, Lösungen zu suchen für 
eine bessere Gestaltung und operationelle Leistung der 
Institutionen und Programme der sozialen Sicherheit.

Über die langfristigen Entwicklungen und Trends in 
der sozialen Sicherheit besteht ein gewisses Maß an 
Unsicherheit. Diese ergibt sich aus den Einflüssen einer 
Vielzahl von Herausforderungen, welche die globale 
Entwicklung betreffen, sowie aus der unmittelbaren 
Ungewissheit bezüglich Geschwindigkeit und Umfang 
des zukünftigen Wirtschaftswachstums. Obwohl 
die aktuelle globale Krisenperiode die Ungewissheit 
gesteigert hat, hätte diese auch ohne die wirtschaftliche 
Rezession bestanden.

Dessen ungeachtet muss die soziale Sicherheit sich fort-
entwickeln, um zugänglichere, trag- und leistungsfähi-
gere Verwaltungen und Systeme der sozialen Sicherheit 
zu garantieren. Damit Reformen der sozialen Sicher-
heit, wie sie die IVSS sieht, von deren Mitgliedsorgani-
sationen systematischer angestrebt werden, müssen die 
definierten Ziele einer dynamischen sozialen Sicherheit 
auf die nationalen politischen Prioritäten abgestimmt 
werden oder zumindest konsistent mit ihnen sein. In 
diesem Zusammenhang spielt auch der politische Wille 
eine große Rolle. Wie der Hauptteil dieses Berichts 
zeigt, ist all dies in vielen Ländern bereits mehr oder 
weniger stark der Fall. 

6.	Die Gesamtabhängigkeitsquote berechnet sich aus der Bevölkerungsgruppe, die 14 Jahre oder jünger ist, plus derjenigen im Alter von 65 und darüber, geteilt durch 
die Gruppe der 15- bis 64-Jährigen.
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1.3. Sich überschneidende Themen

Zugängliche soziale Sicherheit: Dies bezieht sich auf gesetzliche Regelungen, die den Maßstab (Personenka-
tegorien) und den Umfang (abgedeckte Risiken und Art der Leistungen) der Deckung in den Systemen der sozialen 
Sicherheit verbessern sowie auf Maßnahmen, die alle Zugangsschranken beseitigen sollen, seien sie institutioneller, 
geografischer, geschlechtsspezifischer, kultureller Natur oder vom Alphabetisierungsgrad abhängig.
Tragfähige soziale Sicherheit: Dies bezieht sich auf Maßnahmen, welche die finanzielle, soziale und politische 
Tragfähigkeit der Institutionen, Verwaltungen und Systeme der sozialen Sicherheit verbessern sollen.
Leistungsfähige soziale Sicherheit: Dies bezieht sich auf Maßnahmen, welche die Effektivität aller technischen 
und humanen Aspekte der operationellen Leistungsfähigkeit steigern sollen sowie die Governance und die Bemühun-
gen um bessere Ergebnisse im Sozialbereich, mit der Erwartung, dass Letztere messbar sind.  
Proaktive und präventive soziale Sicherheit: Dies bezieht sich auf Maßnahmen, die den Eintritt eines zukünf-
tigen Risikos verringern sollen oder die verhindern sollen, dass ein Risiko negative Folgen zeitigt, und die eine Ver-
schlimmerung von bereits eingetretenen Risikosituationen verhindern sollen.

Dies bedeutet allerdings nicht, dass nicht noch mehr 
getan werden kann. Wie der Bericht deutlich zeigt, 
tragen die Verwaltungen der sozialen Sicherheit große 
Verantwortung dafür, sich proaktiv in der nationalen 

politischen Diskussion zu engagieren, soweit dies ihr 
Mandat erlaubt. Auf diese Weise können sie einen wei-
teren positiven Beitrag zur Umsetzung des Ziels der 
sozialen Sicherheit für alle Menschen leisten. 

Kapitel 1 Einführung
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Die Mehrheit der Weltbevölkerung hat keinen Zugang 
zu einer umfassenden Deckung durch die soziale 
Sicherheit. Der Zugang zur sozialen Sicherheit als 
grundlegendes Menschenrecht sollte universal sein. 
Praktisch gesehen, und die Erfahrungen der globalen 
Rezession in den letzten Jahren bestätigen dies, bietet 
der Zugang zur sozialen Sicherheit eine Reihe von sozi-
alen, wirtschaftlichen und politischen Vorteilen, die 
zu sozialem Zusammenhalt und gesellschaftlicher Sta-
bilität beitragen. Auf dieser Grundlage trägt die Aus-
dehnung der Deckung der sozialen Sicherheit auch zur 
Bereicherung einer Gesellschaft bei.

Durch konzertierte Bemühungen der Verwaltungen 
und Träger der sozialen Sicherheit, mithin ihrer Mit-
glieder, beteiligt sich die Internationale Vereinigung 
für Soziale Sicherheit (IVSS) intensiv an den Anstren-
gungen im Hinblick auf einen erweiterten Zugang zur 
Deckung. Die in diesem Kapitel vorgestellten Ergeb-
nisse basieren weitgehend, aber nicht ausschließlich auf 
den kollektiven Forschungsergebnissen einer umfas-
senden internationalen IVSS-Studie, die 2009 fertigge-
stellt wurde:  „Examining the Existing Knowledge on 
Social Security Coverage Extension“.

Das Konzept der Deckung der sozialen Sicherheit 
enthält drei Hauptaspekte. Der erste und wichtigste 
betrifft die abgedeckten Personenkategorien: Versi-
cherte, Angehörige des Versicherten und Leistungs-
empfänger. Die beiden anderen Aspekte beziehen 
sich auf den Umfang des gewährten Schutzes, wie 
den Zugang zu Gesundheitsversorgung, Altersren-
ten, Arbeitslosen- oder Arbeitsunfallleistungen und 

Familienbeihilfen, sowie auf deren Ausmaß, das mit 
dem Begriff der Angemessenheit verknüpft ist (van 
Ginneken, 2010). Die Ausdehnung der Deckung der 
sozialen Sicherheit ist auch eine Frage des Erkennens 
und der Beseitigung von Schranken, welche den Ein-
zelnen davon abhalten, seine gesetzlichen Ansprüche 
teilweise oder voll wahrzunehmen. Solche Schranken 
können z.B. institutioneller oder geografischer Natur 
sein bzw. von Geschlecht, Kultur oder Alphabetisie-
rungsgrad abhängen.

Regionale Fragen und Herausforderungen
Neben dem erforderlichen politischen Willen reflektie-
ren die bei der Ausdehnung der Deckung auftretenden 
Probleme oft das wirtschaftliche Entwicklungsni-
veau und die nationalen Besonderheiten eines Landes. 
Dennoch ergibt sich eine Reihe gemeinsamer politi-
scher Fragen für die regionalen Ländergruppen. 

Afrika
In den afrikanischen Ländern mit mittleren Ein-
kommen liegt das Deckungsniveau zwischen 40 und 
70 Prozent der Bevölkerung. Nichtsdestoweniger stellt 
sich für die Rentensysteme Algeriens, Marokkos und 
Tunesiens z.B. zunehmend die Frage ihrer finanziel-
len Tragfähigkeit. Auch wenn die konkreten Probleme 
in diesen Ländern verschieden gelagert sind, geht es 
doch bei allen um Fragen wie jene der institutionel-
len Fragmentierung, die zu hohen Verwaltungskosten 
führt, und es gibt Probleme bei der Durchsetzung der 
Beitragszahlungen und bei den Kosten, die durch die 
Alterung der Bevölkerung und zu großzügige Renten-
leistungen entstehen.

KAPITEL 2

Den Zugang zur Deckung ausdehnen
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In den Ländern mit niedrigen Einkommen des südlich 
der Sahara gelegenen Afrika sind gewöhnlich nicht mehr 
als 5 bis 10 Prozent der Arbeitnehmer durch obligato-
rische Sozialversicherungssysteme oder nationale Vor-
sorgefonds abgedeckt. Die bestehende Deckung bezieht 
sich meist auf Renten, die Beamte und Beschäftigte in 
großen formalen Privatunternehmen erhalten. Die 
meisten Länder im südlich der Sahara gelegenen Afrika 
haben Schwierigkeiten bei der Ausdehnung der Renten-
versicherung aus drei Gründen: i) die Beschäftigung in 
der formalen Wirtschaft nimmt nicht oder kaum zu, 
ii) die Arbeitnehmer im informellen Sektor geben der 
Krankenversicherung höhere Priorität als der Renten-
versicherung und iii) die Arbeitnehmer im informellen 
Sektor sind nur begrenzt in der Lage, Beiträge an die 
formalen Systeme der sozialen Sicherheit zu entrichten. 
Steuerfinanzierte Rentensysteme, die kleine, aber regel-
mäßige Geldleistungen gewähren, wären eine Möglich-
keit, diese mangelnde Fähigkeit zur Beitragszahlung von 
Arbeitnehmern im informellen Sektor in vielen Ländern 
mit niedrigen Einkommen zu überwinden, und könnten 
bei der Armutsbekämpfung helfen zugunsten jener, die 
sonst keinen Sozialschutz haben. Mauritius ist ein Land, 
das an der Ausdehnung der Deckung arbeitet, indem 
es im Rahmen eines mehrsäuligen Rentensystems sein 
steuerfinanziertes Rentensystem besser mit dem bei-
tragsbezogenen System zusammenschließt.

Höhere Priorität hat für die Arbeitnehmer im infor-
mellen Sektor und solche mit niedrigen Einkommen 
oft der Zugang zu einer für sie finanzierbaren Kran-
kenversicherung. Als führendes regionales Beispiel hat 
Ruanda ein nationales Krankenversicherungssystem 
auf Gemeindeebene geschaffen, das seine erschwingli-
che Deckung erfolgreich und rasch ausdehnen konnte 
(IVSS, 2008). Ruanda bietet ein gutes Beispiel für einen 
maßgeschneiderten Ansatz, der Leistungspakete und 
Beitragseinzug an die spezifischen lokalen Bedürfnisse 
und Kapazitäten angepasst hat (siehe Kasten 2.1).

Lateinamerika und die Karibik
Die relativ langsame Entwicklung des Wohlfahrtsstaa-
tes in Lateinamerika und der Karibik erklärt sich aus 
einer Reihe von Faktoren wie unterschiedlichen philo-
sophischen/politischen Auffassungen von der Rolle des 
Staates, der besonders späte demografische Übergang, 
die fortdauernde Informalität der Beschäftigung und die 
relativ geringen Kapazitäten für den Einzug von Steuern 
und Beiträgen zur sozialen Sicherheit. Gegenwärtig ver-
läuft die Entwicklung recht unterschiedlich, wobei in 
den Ländern mit den niedrigsten Einkommen weniger 
als 30 Prozent der Beschäftigten sozialversichert sind. In 
den Ländern mit mittleren Einkommen liegt diese Zahl 
nahe bei 50 Prozent und erreicht bis zu 60 Prozent in 
jenen mit relativ hohen Einkommen (Uthoff, 2009).

2.1. Ruandas nationales Krankenversicherungssystem auf Gemeindeebene

Ruandas obligatorisches Krankenversicherungssystem basiert auf mehr als 400 Mikroversicherungssystemen auf Ge-
meindeebene, die jeweils an ein lokales Gesundheitszentrum angeschlossen sind. Die Beitragssätze werden durch 
Subventionen niedrig gehalten, um eine breite Deckung zu erleichtern sowie Größenvorteile für das System und 
die angeschlossenen Träger der Gesundheitsversorgung zu ermöglichen. Das System führte zu einem überraschend 
schnellen Anstieg der Deckung in der Gesundheitsversorgung. Die durch Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
erbrachte Mikroversicherung deckte 2003 rund 7 Prozent der Bevölkerung ab, wobei die Deckung 2005 bereits auf 
44,1 Prozent gestiegen war und 2008 rund 85 Prozent erreichte. Zudem erhöhte sich die Nutzung der Gesundheits-
versorgung erheblich. Das System hat auch die Qualität der  Versorgung durch die lokalen Gesundheitseinrichtun-
gen verbessert, indem die Zahl der Mitarbeiter im medizinischen Bereich stieg, die Verfügbarkeit medizinischer 
Ausrüstung verbessert und die bestehenden Versorgungseinrichtungen stärker von der Gemeinschaft in Anspruch 
genommen, mitgetragen und anerkannt wurden. Andere Länder könnten von Ruandas Erfahrungen lernen, auch wenn 
zwei politische Herausforderungen bestehen bleiben: i) die Notwendigkeit der Ausweitung des Leistungspakets der 
Gesundheitsversorgung im System und ii) der Umfang der benötigten externen Finanzierung, die dem Erhalt und der 
Verbesserung von Ruandas Gesundheitssystem insgesamt dient. 
Quellen: Annycke (2009) und Samson (2009).
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Einer Reihe von lateinamerikanischen Ländern ist es 
gelungen, die Zahl der Sozialversicherten zu erhöhen, 
darunter Brasilien (Ansiliero und Paiva, 2008) und 
Uruguay (Lagomarsino, 2009). Eine weitere bemer-
kenswerte Entwicklung war die Einführung des 
sogenannten „monotributo“ (zusammengefasste 
monatliche Zahlung von Steuern und Beiträgen zur 
sozialen Sicherheit) in Argentinien und Uruguay. In 
Uruguay können sich z.B. Selbstständige mit Kleinbe-
trieben in allen lokalen Büros der Sozialversicherungs-
bank (Banco de Previsión Social) und beim Finanzamt 
mit einem einzigen Formular anmelden. Sobald sie 
registriert sind, leisten sie eine einzige Zahlung auf-
grund Arbeitseinkommens, die den Beitrag zur 
sozialen Sicherheit und die Steuern abgilt. Urugu-
ays bemerkenswerter Erfolg bei der Ausdehnung der 
Deckung wird allgemein auf die Politik der neuen 
Regierung zurückgeführt, die 2005 gewählt wurde. Bis 
2008 stieg die Zahl der Beitragszahler in der Sozial-
versicherungsbank infolge der integrierten politischen 
Reformen um über 35 Prozent.

Insgesamt führten jedoch die Bemühungen in der 
Region, die Deckung durch (staatliche und private) 
beitragsbezogene Mechanismen zu erhöhen, nicht zu 
einer universellen Deckung. Viele Regierungen gingen 
daher zu einer solidarischen Finanzierung aus Steuer-
einnahmen über, um die Renten anzuheben (z.B. Chile 
und Costa Rica), die Gesundheitsversorgung zu verbes-
sern (z.B. Kolumbien und Uruguay) und ein Grundein-
kommen zu sichern (z.B. Brasilien), insbesondere für 
Arbeitnehmer mit niedrigen Einkommen in der infor-
mellen Wirtschaft (IVSS, 2010b).

Asien und Pazifikregion
Viele Länder in Asien und der Pazifikregion erlebten ein 
starkes Wirtschaftswachstum, was eine rasche Ausdeh-
nung der Deckung erlaubte (Asher, 2009a). Eine Reihe 
von Ländern hat kürzlich die Deckung auf zuvor unzu-
reichend versicherte Arbeitnehmer ausgeweitet, dar-
unter auch die Selbstständigen (z.B. Jordanien und die 
Islamische Republik Iran) sowie Gast- und Wanderar-
beiter (z.B. Sri Lanka und die Vereinigten Arabischen 
Emirate). Andere nationale Reformen zielten auf eine 
verbesserte Deckung für alle Bürger, einschließlich der 
älteren Menschen. Dies gilt z.B. für die Malediven. Wich-
tige Schritte in Richtung einer universellen Krankenver-
sicherung wurden in Thailand, der Republik Korea und 
den Philippinen unternommen (IVSS, 2009). Besondere 
Erwähnung verdienen die raschen Fortschritte in der 
Volksrepublik China bei der Ausdehnung der Deckung 
in allen Zweigen der sozialen Sicherheit, insbesondere 
zugunsten der Landbevölkerung (siehe Kasten 2.2).

Als Krisenreaktion stellten einige wenige Länder zusätz-
liche Mittel für Gesundheitsleistungen (z.B. die Philip-
pinen) und Renten (z.B. Bangladesch) zur Verfügung. 
Vor der Krise führte Bahrain 2006 als erstes Mitglieds-
land des Golf-Kooperationsrates ein Arbeitslosenversi-
cherungssystem ein. Im gleichen Jahr schuf Vietnam 
ein solches System für die Beschäftigten des formellen 
Sektors. Es gibt bisher noch keine Untersuchung, die 
zeigt, wie gut diese beiden Systeme funktionieren. 

Trotz all dieser Bemühungen muss noch viel mehr 
geschehen, um die Deckung auszudehnen. Die Aus-
wirkungen der wirtschaftlichen Rezession treffen die 

Kapitel 2 Den Zugang zur Deckung ausdehnen

2.2. Rasch zunehmende Deckung der sozialen Sicherheit  in China, 2003-2009

 
Zweig der sozialen 
Sicherheit

Deckung 2003
(Millionen)

Deckung 2009
(Millionen)

Zunahme der Deckung 
zwischen 2003 und 2009 

(in %)

Renten 168 249 48

Gesundheitsversorgung 189 1 235 553

Arbeitslosigkeit 103 127 23

Arbeitsunfall 46 149 224

Mutterschaft 37 109 195

Quelle: Aus offiziellen Quellen angepasst.
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Arbeitnehmer in der informellen Wirtschaft, die – 
bereits vor der Krise – 40 bis 80 Prozent der Erwerbs-
bevölkerung ausmachten, besonders unmittelbar und 
stark. Zudem haben nur 20 Prozent der Bevölkerung 
in der Region, die 4,1 Milliarden Menschen zählt, eine 
angemessene Krankenversicherung. Dies gilt beson-
ders für die Länder mit niedrigeren Einkommen, wo 
nur 5 bis 10 Prozent der Bevölkerung von der sozialen 
Sicherheit abgedeckt sind.

Länder mit hohen Einkommen
In den meisten Ländern mit hohen Einkommen, die 
reife Systeme der sozialen Sicherheit haben, ist die 
Deckung hoch – in Bezug sowohl auf die Zahl der 
Personen und versicherten Risiken als auch auf die 
Höhe der Leistungen. Allerdings wurden viele dieser 
Länder, insbesondere in Europa,7 hart von der Rezes-
sion und rasch steigender Arbeitslosigkeit getroffen. 
Die Dauer der Rezession – und ihrer Folgewirkungen, 
einschließlich der Geschwindigkeit bei der Schaffung 
von Arbeitsplätzen in der Erholungsphase – ist von 
grundlegender Bedeutung. Davon hängt ab, ob der 
aktuelle Zahlungsstrom bei den Arbeitslosenleistungen 
tragbar ist, aber auch wie stark das langfristige Defizit 
der Rentensysteme von dieser wirtschaftlichen Rezes-
sion gesteigert wird.

Die Länder mit hohen Einkommen stehen vor einer 
Vielzahl von Herausforderungen. Die erste ist die Ver-
besserung der individuellen Deckung in Ländern, wo 
diese niedrig ist. In diesem Zusammenhang sei auf die 
kürzlich erfolgte, bemerkenswerte Reform der Gesund-
heitsversorgung in den Vereinigten Staaten verwiesen. 
Die vollen positiven Auswirkungen dieser Reform 
werden jedoch frühestens 2014 erwartet. Die zweite 
Herausforderung ist die Verbesserung und Auswei-
tung der Deckung für neue Risiken, insbesondere die 
langfristige Pflege, bei der die bestehende Deckung von 
Land zu Land sehr unterschiedlich ausfällt. Im Zuge der 
Alterung der Bevölkerung in den Ländern mit hohen 
Einkommen steigt der Bedarf hier noch. Gerade in 
Europa führt das Problem der Alterung auch zu Bemü-
hungen, Familien mit Kindern stärkere finanzielle 

Unterstützung zu gewähren. Dieser Trend geht oft 
mit Anstrengungen einher, welche den Eintritt in den 
Arbeitsmarkt der Eltern, insbesondere von Frauen, 
fördern und erleichtern sollen. Eine dritte Herausfor-
derung besteht darin, den Deckungsgrad aufrechtzu-
erhalten, trotz des Drucks auf die Staatsausgaben sowie 
des Trends zu stärkerer Informalität auf dem Arbeits-
markt (Merrien, 2009). Ein viertes Problem stellt sich 
bei der Notwendigkeit, die Kosten der sozialen Sicher-
heit und im Gesundheitswesen einzudämmen. Um die 
Kosten zu bremsen sowie Leistungen und individuelle 
Wahlmöglichkeiten zu verbessern, werden die Beteilig-
ten ermutigt, ihr Verhalten zu ändern, z.B. durch ein 
Aufschieben des Ruhestandes oder eine Rückkehr ins 
Arbeitsleben, eine bessere Verteilung der Betreuungs-
aufgaben in der Familie und – wo dies angemessen ist 
– durch geringere Inanspruchnahme teurer stationärer 
Krankenhausbehandlung (IVSS, 2010a).

Politische Prioritäten
Aufgrund der Entwicklungen und Trends in letzter 
Zeit lassen sich folgende politische Prioritäten bei der 
Verbesserung des Zugangs zur sozialen Sicherheit 
erkennen.

Ausdehnung der Deckung in der Gesundheitsversor-
gung: Rechtzeitiger Zugang zu einer qualitativ hoch-
wertigen und erschwinglichen Gesundheitsversorgung 
hat gewöhnlich Priorität für die Arbeitnehmer in der 
informellen Wirtschaft. Er verbessert die individuelle 
Wohlfahrt, trägt zur sozialen und wirtschaftlichen 
Entwicklung bei und hat das Potenzial, Armut zu ver-
hindern. Ron (2010) weist nach, dass die Verwaltun-
gen der sozialen Sicherheit einen deutlichen Mehrwert 
erzielen, wenn sie die Deckung in der Gesundheitsver-
sorgung durch eine soziale Krankenversicherung aus-
dehnen.

Ausdehnung der Rentendeckung durch eine Verknüpfung 
der Systeme: Die Rentendeckung ist allgemein die zweite 
große Priorität, und Asher (2009b) zeigt, dass Sozial-
renten oder eine Form der Sozialhilfe notwendig sind, 
um die Armut von älteren Menschen in Ländern mit 

7.	Die Deckung ist niedriger in den meisten Ländern Ost- und Südosteuropas, wo der Transformationsprozess und in einigen Fällen der Zusammenbruch der Systeme der 
sozialen Sicherheit sowie der politische Schwerpunkt bei den Wirtschaftsreformen die Einrichtung neuer und effektiver Systeme erschwerte.
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niedrigen und mittleren Einkommen zu reduzieren. 
Dies lässt sich am besten im Rahmen eines mehrsäu-
ligen Rentensystems erreichen, das an die besonderen 
Rahmenbedingungen dieser Länder anzupassen ist.

Ausdehnung der Deckung durch die Arbeitslosensysteme: 
Die Arbeitslosenleistungen sind zentraler Bestandteil 
eines umfassenden Systems der sozialen Sicherheit. 
Angesichts der gegenwärtigen Beschäftigungskrise und 
der Nutzung der Arbeitslosenversicherung als Antwort 
auf die Krise dürfte die Frage des Schutzes bei Arbeits-
losigkeit in den kommenden Jahren noch wichtiger 
werden, insbesondere in Ländern mit mittleren und 
hohen Einkommen.

Einrichtung und Ausdehnung der langfristigen Pflege-
versicherung: In fast allen Ländern nimmt der Anteil 
der gebrechlichen und älteren Menschen zu – und geht  
vermehrt mit chronischen Krankheiten und langfris-
tigem Pflegebedarf einher. Die Einrichtung oder Aus-
dehnung von Systemen der langfristigen Pf lege hat 
hohe Priorität, da die finanziellen Folgen der Pflege-
bedürftigkeit für den Einzelnen und die Gesellschaft 
erheblich sein können. 

Gewährung eines angemessenen Zugangs zur sozialen 
Sicherheit für Wanderarbeitnehmer: Obwohl sich die 
Migrantenströme in der globalisierten Wirtschaft ver-
stärkt haben, sind viele dieser Auswanderer weder in 
ihrem Beschäftigungs- noch in ihrem Herkunftsland 
abgedeckt. Insbesondere Süd-Süd-Migranten haben 
praktisch keine Deckung durch die soziale Sicher-
heit zu erwarten (Sabates-Wheeler, 2009). Migranten 
können auch erworbene Leistungsansprüche verlieren, 
wenn es keine bilateralen oder regionalen Vereinba-
rungen zur sozialen Sicherheit gibt. Es kommt daher 
darauf an, Lösungen für die Ausdehnung der Deckung 
auf Wanderarbeitnehmer zu finden, was dieser beson-
ders exponierten und wachsenden Gruppe innerhalb 
der Weltbevölkerung zugutekäme.

Gezogene Lehren
Es ist allgemein zu beobachten, dass die politischen 
Prioritäten für eine Ausdehnung der Deckung von der 
Stärke des politischen Willens abhängt, von der spe-
zifischen sozioökonomischen Situation eines Landes 

und von der institutionellen Struktur seines beste-
henden Systems der sozialen Sicherheit. Entsprechend 
müssen Strategien, die den Zugang zur sozialen Sicher-
heit und Gesundheitsversorgung verbessern, von 
Land zu Land unterschiedlich entworfen werden. Bei 
der Ausdehnung der Deckung kann man aber auch 
die Bürger einbeziehen, die im Ausland arbeiten. In 
diesem Zusammenhang ist der Auf bau von Wohl-
fahrtsfonds für Migranten in Sri Lanka und den Phi-
lippinen bemerkenswert. Die Deckung der Migranten 
kann auch bilaterale oder regionale Vereinbarungen 
zwischen Ländern erfordern. Ein neueres Beispiel in 
dieser Beziehung ist die Entwicklung eines gemein-
samen Gesetzesrahmens zur Verbesserung der sozia-
len Sicherheit für die Bürger der Mitgliedsstaaten des 
Golf-Kooperationsrates, unabhängig davon, ob sie im 
Königreich Bahrain, in Kuwait, Oman, Katar, Saudi-
Arabien oder den Vereinigten Arabischen Emiraten 
arbeiten. Dieses Beispiel bestätigt erneut, dass der poli-
tische Wille ausschlaggebend ist. Insgesamt lassen sich 
aufgrund von neueren Erfahrungen zur Ausdehnung 
und zum Erhalt des Zugangs zur sozialen Sicherheit 
eine Reihe von Lehren ziehen (siehe Kasten 2.3).

Kapitel 2 Den Zugang zur Deckung ausdehnen
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2.3. Lehren bezüglich der Verbesserung des Zugangs zur Deckung

–	 In allen Ländern spielt der Staat eine entscheidende Rolle bei der Gewährung von sozialer Sicherheit, so auch bei 
den erfolgreichen Bemühungen um eine Ausdehnung ihrer Deckung. Staat und Gesellschaft müssen aber auch 
politischen Willen, Konsens und Engagement aufbringen, wobei Ressourcen und Kapazitäten entwickelt werden 
müssen, um die Deckung effektiv und nachhaltig auszuweiten.

–	 Die Verwaltungen der sozialen Sicherheit stehen bei der Verbesserung des Zugangs zur Deckung an vorderster 
Front. Sie müssen die Einhaltung der Bestimmungen durchsetzen und verbessern (Thiam, 2009), und sie sind 
gehalten, schwer abzudeckende Arbeitnehmerkategorien einzubeziehen. Eine breite Deckung der Bevölkerung ist 
ohne ein gut funktionierendes System des Beitragseinzugs nicht zu erreichen. In dieser Beziehung kann die neue 
IVSS-Strategie zur Ausdehnung der Deckung einen wichtigen Beitrag leisten, der die Aktivitäten von IAO und VN 
bezüglich der Schaffung einer „sozialen Grundsicherung“ ergänzen kann. Obwohl es schwierig ist, den genauen 
Umfang der Nichteinhaltung der Bestimmungen und der Beitragsumgehung zu bestimmen, handelt es sich um 
ein wichtiges Problem, das ernste Folgen für die Angemessenheit des Schutzes sowie die finanzielle und soziale 
Legitimierung der Systeme der sozialen Sicherheit hat. Einige Träger der sozialen Sicherheit sind zunehmend an der 
Verwaltung der Sozialhilfeleistungen beteiligt, wie dies bei den Familienbeihilfen in Uruguay der Fall ist (Lagomar-
sino, 2009). Die Verwaltungen der sozialen Sicherheit werden zunehmend auch in die Entwicklung der Sozialpolitik 
involviert, damit die soziale Sicherheit sinnvoll mit anderen Instrumenten der Entwicklungspolitik koordiniert wird 
und diese mitträgt.

–	 Verlässliche und vergleichbare Statistiken zur Deckung durch die soziale Sicherheit sind eine wichtige Vorraus-
setzung für eine effektive nationale und internationale Politik zur Ausdehnung der Deckung. Ein positiver Schritt 
in diese Richtung wäre die Festlegung und Umsetzung einer globalen Strategie zur regelmäßigen Sammlung von 
statistischen Daten zur Deckung der sozialen Sicherheit.

–	 Das Hauptproblem der Ausdehnungsstrategien liegt darin, große Gruppen von Arbeitnehmern in der informellen 
Wirtschaft und ihre Familien zu erreichen, darunter Hausangestellte, Selbstständige, Personen, die Familienarbeit 
verrichten, sowie Niedrigqualifizierte und Arbeitnehmer mit prekärem oder keinem Arbeitsvertrag in Sektoren wie 
Landwirtschaft und Bauwesen. Die Arbeit von Migranten bringt in diesem Zusammenhang besondere Herausfor-
derungen mit sich. Bestimmte Bevölkerungsgruppen können durch spezifische und maßgeschneiderte Ansätze 
erreicht werden, welche die Leistungspakete und den Beitragseinzug an ihre Bedürfnisse und ihre Fähigkeit zur 
Beitragszahlung anpassen. Die Anerkennung eines Rechts auf soziale Sicherheit (wie dies in der brasilianischen 
Verfassung der Fall ist) ist eine starke Stütze für die Bemühungen um die Ausdehnung der sozialen Sicherheit, 
insbesondere zugunsten von Bevölkerungsgruppen mit hohem Armutsrisiko (Olivier, 2009).
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Wenn man die vielseitige Frage der Tragfähigkeit der 
sozialen Sicherheit diskutiert, lassen sich leicht drei 
grundlegende, miteinander verbundene Elemente 
identifizieren: Systeme der sozialen Sicherheit müssen 
finanziell, sozial und politisch tragfähig sein.

Die finanzielle Tragfähigkeit bezieht sich auf die Not-
wendigkeit, dass die veranschlagten Ausgaben für alle 
Verwaltungskosten und Leistungszahlungen den vor-
gesehenen Einnahmen entsprechen, einschließlich 
individueller und Arbeitgeberbeiträge, Zuweisungen 
aus Steuermitteln, Anlageerträge und Reservefonds-
überschüsse. Ungewissheit bezüglich der finanziel-
len Tragfähigkeit beitragsbezogener Systeme bedeutet 
eine wachsende Last für die öffentlichen Finanzen. 
Die soziale Tragfähigkeit bezieht sich zuallererst auf 
die Notwendigkeit einer partizipativen Governance, 
in deren Rahmen alle legitimierten Akteure sich an 
der politischen Ökonomie der Reform beteiligen 
können, um strukturelle Veränderungen zur Verteidi-
gung oder Förderung ihrer Interessen zu beeinflussen. 
Soziale Tragfähigkeit erfordert auch, dass die Pro-
gramme der sozialen Sicherheit relevant bleiben und 
auf die Risiken des Lebenszyklus und die existentiel-
len Bedürfnisse von Bevölkerungsgruppen eingehen. 
Beide Aspekte werden als den sozialen Zusammen-
halt in der Gesellschaft stärkend wahrgenommen. Die 
politische Tragfähigkeit bezieht sich auf die instituti-
onelle Legitimation der sozialen Sicherheit. Zur poli-
tischen Tragfähigkeit gehören auch Elemente, die mit 
der finanziellen und sozialen verknüpft werden, wobei 
diese auf die grundlegende Bedeutung von „Good 
Governance“ bezüglich aller Aspekte der Regulierung 

KAPITEL 3

Die Tragfähigkeit sichern

und Verwaltung von Programmen der sozialen Sicher-
heit verweist. Für die IVSS steht Good Governance mit 
Grundsätzen wie Rechenschaftspflicht, Transparenz, 
Zuverlässigkeit, Partizipation und Dynamik in Ver-
bindung.

Das vorliegende Kapitel konzentriert sich auf Fragen 
in Zusammenhang mit der finanziellen und sozialen 
Tragfähigkeit der sozialen Sicherheit und stellt jüngste 
Entwicklungen und Trends in diesen beiden Bereichen 
heraus. Die Frage der politischen Tragfähigkeit wird in 
Kapitel 4 in Verbindung mit dem umfassenderen Ziel 
angesprochen, leistungsstarke Verwaltungen der sozi-
alen Sicherheit zu schaffen.

Finanziell tragfähige Systeme
Das langfristige finanzielle Gleichgewicht ist ein 
wesentliches Ziel von Systemen der sozialen Sicherheit. 
Dies erfordert eine angemessene Berücksichtigung von 
sozialen, institutionellen, demografischen, wirtschaft-
lichen, versicherungsmathematischen und finanziellen 
Aspekten, die die Parameter des Systems bestimmen, 
sowie von eventuellen Reformbedürfnissen. Auch der 
kurz- und mittelfristige Finanzausblick muss sorgfältig 
überwacht werden. Dies verhält sich so, weil die finan-
zielle Gesundheit von Systemen der sozialen Sicherheit 
direkt durch ungünstige Finanzmarktschwankungen 
in Frage gestellt werden kann, wenn die Programme 
(teilweise oder ganz) kapitalgedeckt sind, und durch 
wirtschaftliche Abschwünge, die Anlageerträge, Bei-
tragsaufkommen und Haushaltseinnahmen verrin-
gern, während sie die Ausgaben für Geldleistungen 
und Gesundheitsversorgung erhöhen.
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In den letzten Jahren haben die Systeme der sozialen 
Sicherheit und der Gesundheitsversorgung, die zur 
Sicherung ihrer finanziellen Tragfähigkeit reformiert 
wurden, Veränderungen in drei Bereichen erfahren.

Erstens haben die Reformen versucht, eine bessere 
Entsprechung von Vermögen und Verbindlichkei-
ten von Geldleistungsprogrammen zu erreichen. Dies 
wurde durch die Verlängerung der Beitragszeiten, die 
Anhebung des Rentenalters, die Beseitigung von Vor-
ruhestandsanreizen, Beitragserhöhungen, Leistungs-
kürzungen, Änderungen der Anlagebestimmungen und 
die Schaffung von Reservefonds erreicht. Kasten 3.1. 
stellt ausgewählte Länderbeispiele für diese verschiede-
nen Reformoptionen vor. Bemerkenswert ist die Bedeu-
tung von Reformen der Leistungssysteme in Europa in 
jüngster Zeit.

Zweitens änderte sich die Politik im Bereich der 
Gesundheitsfinanzierung. Einige Reformen strebten vor 
allem ein sinnvolles Gleichgewicht von Partnerschaften 
des öffentlichen und privaten Sektors sowie zwischen 
den Ausgaben für Behandlung und Prävention an. 
Andere zielten auf gerechtere Finanzierung und Kos-
tendämmung im Gesundheitswesen, ohne die Deckung 
und die Qualität der Versorgung zu beeinträchtigen. 
Ein weiterer Aspekt der Reform der Gesundheitsfinan-
zierung ist die Entwicklung von Krankenversicherun-
gen auf Gemeinschaftsebene und auf Gegenseitigkeit.

Im Zuge einer dritten Reformlinie wurde in einigen 
Ländern die Wahl der Finanzierungsmechanismen 
überdacht, wobei oft die steuerfinanzierten und die 
beitragsbezogenen Komponenten des Systems stärker 
integriert wurden.

3.1. Sicherung der finanziellen Tragfähigkeit  von Rentensystemen

In den letzten fünf Jahren wurde eine Reihe von Maßnahmen angenommen, um die Tragfähigkeit von Systemen der 
sozialen Sicherheit sicherzustellen, darunter
–	 eine langsame Anhebung des Rentenalters (Australien, Brunei Darussalam, Dänemark, Griechenland, Malta, Thai-
land, Tschechische Republik, Türkei und Ungarn);

–	 die Senkung, Abschaffung oder Anpassung von Leistungen (Norwegen und Ungarn);
–	 die Verlängerung des für den Leistungsbezug erforderlichen Beitragszeitraums (Griechenland, Malta, Mikronesien, 
Spanien, Tschechische Republik und Türkei);

–	 die Erhöhung des Beitragssatzes und/oder des für Beitragszwecke berücksichtigten Lohnes (Mikronesien und Thailand);
–	 die Verschärfung der Voraussetzungen für den Vorruhestandseintritt (Dänemark, Griechenland,Malta, Norwegen, 
Spanien und Tschechische Republik);

–	 die Schaffung von Argentiniens Integriertem System der sozialen Sicherheit im Jahr 2008, bei dem das Individual-
kontensystem in ein PAYG-System (Umlageverfahren) überführt wurde, was mit der Verbesserung der finanziellen 
Tragfähigkeit begründet wurde, wobei das auf den Individualkonten angesammelte Kapital zu diesem Zweck in 
einen Reservefonds umgewandelt wurde.

Im letzten Jahrzehnt haben
–	 sieben Länder Reservefonds eingeführt, die den Systemen der sozialen Sicherheit helfen sollen, künftige Verbind-
lichkeiten zu erfüllen: Schweden (Schwedische Pensionsfonds, 2000); Volksrepublik China (Landesfonds für sozi-
ale Sicherheit, 2000); Irland (National Pensions Reserve Fund, 2001); Neuseeland (Superannuation Fund, 2001); 
Polen (Demografischer Reservefonds, 2002); Australien (Future Fund, 2006); und Argentinien (Reservefonds des 
PAYG-Systems, 2007).

–	 Zehn Länder mit gesetzlichen Rentensystemen mit individuellen Konten (Australien, Chile, Estland, Hongkong 
(China), Lettland, Mexiko, Peru, Slowakei, Schweden und Ungarn) haben Regulierungen für Anlagemöglichkeiten, 
Standard-Anlagestrategien und Wahlfreiheit eingeführt. Diese Initiativen sollen den Mitgliedern im Laufe ihres 
Lebens eine bessere Risiko-Rendite-Kombination bieten und so die Schwankungsbreite der Rentenhöhe begrenzen 
sowie staatliche Eingriffe zur Garantie eines Rentenmindestniveaus weniger notwendig machen.
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Die finanzielle Tragfähigkeit von Systemen der sozi-
alen Sicherheit sollte nicht isoliert betrachtet werden. 
Sie muss als wichtiger Bestandteil der breiteren gesell-
schaftlichen Entwicklung und des sozioökonomischen 
Fortschritts gesehen werden. In dieser Hinsicht müssen 
Regierungsministerien, die in verschiedenen Bereichen 
tätig sind, besser erkennen, dass es in ihrem gemein-
samen Interesse liegt, ihre politischen Handlungen zu 
koordinieren, um umfassende soziale Mindestleistun-
gen zu sichern, mit denen sich zumindest alle Grund-
bedürfnisse befriedigen lassen. Es ist oft zu beobachten, 
dass Regierungen Reformen hauptsächlich unter finan-
ziellen Gesichtspunkten bewerten, und ihre sozialen 
Folgen oft erst in einem zweiten Analyseschritt berück-
sichtigen. Diese Situation ist unbefriedigend. Abhilfe 
böte hier, in jede politische Diskussion alle relevan-
ten, für Wirtschafts- und Finanzfragen zuständigen 

Regierungsministerien einzubeziehen, einschließlich 
der die Ausgaben verursachenden Ministerien/staatli-
chen Behörden, und zwar von Anfang des Reformpro-
zesses an.

Um die finanzielle Tragfähigkeit der Systeme besser zu 
gewährleisten, was auch Bestrebungen zur Ausweitung 
des Zugangs zur Deckung durch die soziale Sicher-
heit unterstützt, sind integrierte politische Abläufe 
ein gemeinsames Merkmal von Planung und Reform 
der sozialen Sicherheit geworden (siehe Kasten 3.2.). 
Im Zuge einer solchen Integration muss eine Kom-
bination von beitrags- und steuerfinanzierten Syste-
men angemessen berücksichtigt werden, damit die 
Debatte über die finanzielle Tragfähigkeit der sozia-
len Sicherheit über die herkömmliche Beziehung zwi-
schen Beiträgen und Leistungen hinausgehen kann. 

Kapitel 3 Die Tragfähigkeit sichern

3.2. Integrierte Reformen in Uruguay

2007 leitete Uruguay einen umfassenden nationalen Dialog über soziale Sicherheit ein, der im Ergebnis zur Verabschie-
dung einer Reihe von Reformen führte: Altersrenten, Gesundheit, Familienzulagen, Sozialhilfe und Steuersystem. Dieser 
auf Konsens gegründete, integrierte Ansatz erlaubte es der uruguayischen Regierung, Prioritäten zu setzen und die So-
zialpolitik zu koordinieren. Er erforderte ferner, dass verschiedene Regierungsstellen und die Verwaltungen der sozialen 
Sicherheit ihr Mandat diskutierten und erneuerten, um die angemessene Erbringung von Leistungen zu gewährleisten, 
Synergien zu entwickeln und doppelte Arbeit in sich überschneidenden Bereichen zu vermeiden. Obwohl der Reform-
prozess nicht einfach war, zeigte er, dass  ein starker politischer Wille sowie eine gründliche Analyse und Diskussion der 
Vorschläge integrierte Ansätze zur sozialen Sicherheit und damit erheblichen Mehrwert erbringen können.

3.3. Förderung der Tragfähigkeit von Gesundheitsversorgungssystemen

–	 2006 wurde Japans Angestelltenkrankenversicherung reformiert, um ihre tragfähige und stabile Verwaltung zu 
sichern. Es wurden Maßnahmen eingeleitet, um den Anstieg der Gesundheitsausgaben  zu begrenzen, speziell für 
Personen ab 75 Jahren ein neues Krankenversicherungsrecht einzuführen und die Versicherungsträger zu integrie-
ren und umzustrukturieren.

–	 Kambodschas Gesundheitsministerium verabschiedete den strategischen Rahmen für die Gesundheitsfinanzierung 
2008-2015, mit dem Ziel, armutsbedingte Gesundheitsprobleme zu verhüten, Finanzierungshöhe und Qualität der 
Gesundheitsversorgung zu verbessern und den Weg zur universellen Deckung durch die Krankenversicherung zu 
ebnen.

–	 In ihrem Haushalt 2010-2011 sah die kanadische Provinz Quebec Maßnahmen vor, um die Tragfähigkeit ihres 
Gesundheitsversorgungssystems zu gewährleisten. Die Provinz schlägt eine neue Gesundheitsversorgungssteuer 
für jeden Erwachsenen vor und will eine Gebühr pro Arztbesuch erheben, die von der Einkommenssteuer abgesetzt 
werden kann.
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Da Steuereinnahmen de facto für die soziale Sicher-
heit in vielen Ländern zu einer wichtigen Einkom-
mensquelle geworden sind, müssen Reformen, damit 
sie wirksam sind, die bestehenden Steuerstrukturen 
und deren Veränderlichkeit berücksichtigen. Einfach 
ausgedrückt, erfordert die Entwicklung integrierter 
Systeme der sozialen Sicherheit entprechende politische 
Ansätze, die eine Reform des Steuersystems einschlie-
ßen, das dem Steuerzahler geeignete Anreize bieten 
und angemessene Steuereinnahmen erbringen sollte, 
um die Programme der sozialen Sicherheit zu finan-
zieren. Dennoch sollte betont werden, dass die aktuel-
len Trends zu stärkerer Integration nicht die bleibende 
Bedeutung der Sozialversicherung und den von ihr 
repräsentierten Wert einer das Risiko streuenden Soli-
darität mindern sollten.

Eine angemessene Finanzierung des Gesundheits-
schutzes bringt für viele Regierungen besondere Her-
ausforderungen mit sich. Entwicklungsländer sind auf 
der ständigen Suche nach zusätzlichen Ressourcen, um 
einen breiteren und angemessenen Zugang zu Leistun-
gen der Gesundheitsversorgung sicherzustellen. Bei 
steigenden Kosten sind die finanziellen Herausforde-
rungen für Industrieländer nicht weniger bedeutend. 
Vor allem in den entwickelten Ländern konzentriert 

sich die jüngste Entwicklung bei der Gestaltung von 
Gesundheitssystemen auf Fragen ihrer langfristigen 
Tragfähigkeit, die Sicherung von Effizienz und Qua-
lität im Zuge  steigender Gesundheitskosten, die von 
einer Reihe von Faktoren wie der alternden Bevölke-
rung, dem epidemiologischen Trend zu häufigerem 
Auftreten chronischer Krankheiten (und dem mit 
ihnen wachsenden Versorgungsbedarf) sowie neuen 
Technologien und Medikamenten verursacht werden 
(siehe Kasten 3.3.).

Seit 2008 trägt die globale Krise dazu bei, dass der 
Frage der finanziellen Tragfähigkeit der sozialen 
Sicherheit größere Aufmerksamkeit zu Teil wird. 
Länder mit finanziell soliden und somit weniger stark 
von Staatseinnahmen abhängigen Systemen der sozi-
alen Sicherheit zeigen, dass sie zu größerer Flexibilität 
bei der Suche nach Antworten auf die negativen sozi-
alen Folgen der Krise fähig sind. In Ländern, wo die 
Finanzen der sozialen Sicherheit weniger solide sind 
und stärker von der staatlichen Finanzierung abhän-
gen, können der krisenbedingte Druck auf die Haus-
halte und das hohe Niveau der Staatsschulden ein 
Dilemma der Wahl  zwischen Haushaltskonsolidierung 
und Beibehalt der Sozialausgaben erzeugen (Pino und 
Yermo, 2010).

3.4. Soziale Tragfähigkeit und die Rolle des Sozialdialogs

Der Sozialdialog wurde in mehreren Ländern als Diskussionsforum und zur Einigung über Reformen der sozialen 
Sicherheit eingerichtet. 1990 begann Spanien solche Diskussionen, die zur Verabschiedung des Toledo-Paktes führ-
ten, dem alle wichtigen politischen Parteien zustimmten und den sie 1995 im Parlament billigten. Der Pakt hat 
Änderungsvorschläge für das öffentliche System sowie beitragspflichtige und universelle Renten zum Gegenstand 
und bietet den Rahmen für weitere Reformdiskussionen. Im Jahr 2000 verabschiedete Kasachstan das Sozialpartner-
gesetz, das einen gesetzgeberischen Rahmen für den Sozialdialog schafft, indem es die Form der Zusammenarbeit 
zwischen den Sozialpartnern, die Struktur der Sozialpartnerschaft auf allen Ebenen sowie Grundsätze, Verfahren 
und Funktionen der dreigliedrigen Gremien auf Landes-, Sektor- und Regionalebene definiert. Zusätzlich wurde 
dadurch die Nationale Dreigliedrige Kommission als ständiges Forum für den dreigliedrigen Dialog eingerichtet. 
Jüngst schufen die Regierungen von Chile und Ghana Reformkommissionen mit einer breiten Vertretung aller Sozi-
alpartner. In beiden Ländern überwachten die Kommissionen eine eingehende Evalierung des Rentensystems, die 
zu einer Einigung über Reformvorschläge führte, welche letztendlich von den jeweiligen Parlamenten angenommen 
wurden. In Jordanien startete die Anstalt für soziale Sicherheit (Social Security Corporation SSC) einen breiten natio-
nalen Dialog, in dem Reformen des ersten, vor 30 Jahren erlassenen Sozialversicherungsgesetzes diskutiert wurden. 
Der Sozialversicherungsgesetzesentwurf, der die Ergebnisse des Dialogs einbezog, wurde vom dreigliedrigen JSSC-
Verwaltungsrat und vom Ministerkabinett gebilligt und vom Parlament 2010 angenommen.
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Die Krise rückte auch das Risiko in den Vordergrund, 
das sich aus der engen Verbindung der Finanzierung 
von Systemen der sozialen Sicherheit mit schwanken-
den Finanzmärkten ergibt. Fast alle Anlagekategorien 
waren von der Krise betroffen und die Sozialversiche-
rungs- und Rentenkassen verzeichneten 2008 negative 
Anlagerenditen von bis zu ‑30,6 Prozent. Obwohl es 
2009 zu einer eindrucksvollen Erholung kam und sich 
die Anlagerenditen der meisten Kassen nach dem nega-
tiven Schock wieder positiv entwickelten, sind die Steu-
erungsmängel bei der Vermögensanlage offensichtlich 
geworden, so dass es gute Gründe gibt, die Risikoma-
nagementsysteme zu überprüfen und zu aktualisieren.

Sozial tragfähige Systeme
Eine wichtige Voraussetzung für die Tragfähigkeit  von 
Systemen der sozialen Sicherheit ist, dass alle gesell-
schaftlichen Akteure die soziale Sicherheit als ange-
messene und geeignete institutionelle Antwort zur 
Verringerung von Risiken und zur Befriedigung der 
sozialen Bedürfnisse anerkennen, unabhängig vom 
Finanzierungsmechanismus und der Gestaltung des 
Systems. In dieser Hinsicht erfordern das Bestehen von 
Systemen der sozialen Sicherheit und ihre laufenden 
Reformen in den meisten Ländern einen Konsens zwi-
schen allen gesellschaftlichen  Akteuren.

Um diesen Konsens zu erhalten, werden in vielen 
Ländern die Sozialpartner (d.h. Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberorganisationen) zusammen mit der Regie-
rung als voll legitimierte Partner eines Sozialdialogs 
anerkannt. In einigen Fällen können, wenn dies ange-
messen erscheint, auch unabhängige Experten, Inter-
essenvertreter von Rentnern und andere legitimierte 
Akteure beteiligt sein. Auf nationaler Ebene kann 
die Regierung ein vollwertiger Partner im Sozialdia-
log sein oder die Rolle eines Moderators übernehmen. 
Der Sozialdialog ist in vielen Ländern zu einem wich-
tigen Bestandteil von Good Governance geworden und 
kann daher als eine notwendige Voraussetzung für die 
soziale Tragfähigkeit von Programmen der sozialen 
Sicherheit gelten (siehe Kasten 3.4.).

Die Beteiligung der Sozialpartner an der Verwal-
tung der sozialen Sicherheit ist in einer Reihe euro-
päischer Länder üblich und hilft, die Reformen zu 

legitimieren. Eine solche gemeinsame Verwaltung von 
Systemen der sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer 
gibt es in Deutschland, Frankreich, den Niederlanden 
und Österreich. In Dänemark und Schweden verwal-
ten Gewerkschaften die Arbeitslosenversicherung. Am 
Prozess der politischen Verhandlungen beteiligen sich 
in Frankreich und Italien die Sozialversicherungsträ-
ger, in Deutschland die Sozialversicherungskassen und 
in den Niederlanden die Agenturen für Beschäftigung 
und soziale Sicherheit (Berger und Compston, 2002). 
Viele Entwicklungsländer haben diesen Ansatz über-
nommen (z.B. Brasilien, Burundi, Costa Rica, Ghana, 
Guinea, Indien, Jordanien, Kamerun, Madagaskar, 
Marokko, Mexiko, Senegal, Vereinigte Republik Tan-
sania und  Uruguay) und ermöglichen es Vertretern 
von Arbeitnehmern, Arbeitgebern und Leistungsemp-
fängern, im Verwaltungsrat von Trägern der sozialen 
Sicherheit zu sitzen.

Eine aktuelle Sorge ist allerdings, dass die Krise die 
wirtschaftliche Verhandlungsmacht der Arbeitneh-
mer geschwächt und so die Bedeutung des Sozialdia-
logs verringert hat. Allerdings könnte die Entwicklung 
anderer wichtiger globaler Trends, darunter Demo-
grafie, Migration, Arbeitsmärkte, Familienstrukturen 
und Klimawandel, politisch die Gelegenheit bieten, 
den aktuellen Trend umzukehren und den Sozialdia-
log zu Gunsten der Systeme der sozialen Sicherheit zu 
stärken. In Gesundheitssystemen zum Beispiel zeich-
net sich eine immer wichtigere Rolle von Patientenver-
tretern und anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren 
ab. Dies würde bedeuten, dass sich die akzeptierten 
möglichen Formen des Sozialdialogs weiterentwickeln. 
Ein allgemeiner, aber nicht weniger wichtiger Aspekt 
der sozialen Tragfähigkeit ist die zunehmend positive 
öffentliche Wahrnehmung der sozialen Sicherheit als 
Abfederungsmechanismus für viele der Krisenfolgen, 
was sowohl die Legitimierung einer kollektiven sozia-
len Sicherheit als auch Werte wie Solidarität durch Risi-
kostreuung gestärkt hat.

Ein letztes Element, das zu berücksichtigen ist, wenn 
man von sozialer Tragfähigkeit der sozialen Sicher-
heit spricht, ist ihre Verankerung in einer empirisch 
abgesicherten und somit transparenten politischen 
Entscheidungsfindung. Dies erfordert, dass sich die 

Kapitel 3 Die Tragfähigkeit sichern
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Sozialpolitik auf solide und eindeutige Durchführbar-
keitsstudien stützt und die Regierung eine führende 
Rolle bei der politischen Gestaltung und Regulierung 
übernimmt. Systeme der sozialen Sicherheit werden 
vermehrt als feste Bestandteile der sozialen, wirt-
schaftlichen und politischen Steuerung eines Landes 
angesehen. Die Rolle der Regierung dürfte daher bei 
der Finanzierung, Verwaltung und Aufsicht über die 

Systeme bedeutender werden, eine weitere Facette der 
finanziellen und sozialen Tragfähigkeitt der sozialen 
Sicherheit.

Ausgehend von allem bisher Gesagten, ergibt sich 
eine Reihe von Schlussfolgerungen dafür, wie besser 
gewährleistet werden kann, dass die soziale Sicherheit 
finanziell und sozial tragfähig bleibt (siehe Kasten 3.5.).

3.5. Schlussfolgerungen für die Politik

–	 Wenig überraschend zeigte die Krise, dass finanziell tragfähige Systeme der sozialen Sicherheit sich leichter anpas-
sen lassen, um die sozialen Risiken in einem ungünstigen wirtschaftlichen Umfeld zu verringern. Finanziell tragfä-
hige Systeme der sozialen Sicherheit bieten Regierungen größere Haushaltsspielräume, um eine breiter angelegte 
sozioökonomische Entwicklung voranzutreiben.

–	 Die Garantie der künftigen finanziellen Tragfähigkeit von Systemen der sozialen Sicherheit kann die stärkere Integ-
ration von beitrags- und steuerfinanzierten Systemen erfordern, was entsprechend gestaltete Steuersysteme nötig 
macht. Hier spielen Führungskraft und Engagement der Regierung bei der integrierten Gestaltung und Reform von 
Systemen der sozialen Sicherheit und Steuersystemen eine wesentliche Rolle.

–	 Verwaltungen der sozialen Sicherheit und/oder mit der Vermögensanlage beauftragte Einrichtungen haben die treu-
händerische Verantwortung – und müssen diese voll wahrnehmen – die Sicherheit der Einlagen der Versicherten zu 
garantieren, was vorsichtig und transparent geschehen sollte, um die finanzielle Tragfähigkeit sicherzustellen.

–	 Finanzielle Überlegungen allein reichen allerdings nicht aus, um diese Tragfähigkeit sicherzustellen. Soziale Si-
cherheit muss auch sozial (sowie politisch) tragfähig sein. Mit anderen Worten: Die soziale Sicherheit sollte auf 
der Basis eines gesamtgesellschaftlichen Konsenses als legitimer Mechanismus wahrgenommen werden, der den 
Steuerzahlern angemessene Anreize bietet und positiv zum individuellen Wohlergehen, zu sozialem Zusammenhalt 
und Stabilität sowie zur Entwicklung des erforderlichen Humankapitals beiträgt.
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Um das in Kapitel 3 eingeführte Thema der Tragfä-
higkeit weiter auszuführen, bietet dieses Kapitel eine 
Auswahl von Belegen jüngster Entwicklungen und 
Trends aus dem weitreichenden Feld der Governance 
(politischen Steuerung) – deren umfassenderes Ziel 
es ist, zur Verwirklichung einer leistungsorientierten 
sozialen Sicherheit beizutragen. Zuerst wird auf Gover-
nance-Bestrebungen eingegangen, die die Qualität der 
von den Mitarbeitern der Organisationen der sozia-
len Sicherheit erbrachten Dienstleistungen verbessern 
sollen, und es werden einige strategische Herausforde-
rungen für die Personalverwaltung beleuchtet, denen 
sich Träger der sozialen Sicherheit immer häufiger aus-
gesetzt sehen. Dann werden neueste Denkansätze zu 
strategischen Governance-Herausforderungen, die den 
Einsatz von Informations- und Kommunikationstech-
nologien (IKT) begleiten, vorgestellt.

Unter den nationalen Verwaltungen der sozialen 
Sicherheit kann die Governance-Praxis sehr stark 
variieren, was meist auf Unterschiede ihrer politi-
schen, sozioökonomischen und kulturellen Geschichte 
zurückgeht. Trotz dieser Differenzen sorgte der obliga-
torische Charakter der sozialen Sicherheit für öffentli-
ches Vertrauen, was die Regierungen veranlassen sollte 
sicherzustellen, dass die Systeme und Dienstleistun-
gen finanziell gesund (finanzielle Tragfähigkeit) und 
auf integrierende und geeignete Art und Weise die sich 
wandelnden sozialen Bedürfnisse der Bevölkerung 
berücksichtigen (soziale Tragfähigkeit), und dass sich 
ihre Verwaltung auf Effizienz und Gleichbehandlung 
stützt. Zusammengenommen tragen diese Elemente 

zur institutionellen Legitimität und somit zur politi-
schen Tragfähigkeit sozialer Sicherheit bei.

Für alle Träger der sozialen Sicherheit sollte die 
Annahme eines „Good Governance“-Rahmens die 
Verwirklichung der organisatorischen Ziele unter-
stützen, um zu gewährleisten, dass Systeme der sozi-
alen Sicherheit angemessen und antwortfreudig auf 
die sich entwickelnden Bedürfnisse des Einzelnen und 
der Gesellschaft eingehen. Daher hat die Internatio-
nale Vereinigung für soziale Sicherheit (IVSS) Good-
Governance-Richtlinien entwickelt (IVSS, 2010c). Die 
Entwicklung dieser Richtlinien erfolgte zum rechten 
Zeitpunkt: Die jüngste Krisenzeit war eine mächtige 
Erinnerung daran, dass Good Governance nicht nur 
die finanzielle, sondern auch die soziale und politische 
Tragfähigkeit aller Träger und Systeme der sozialen 
Sicherheit besser gewährleisten muss.

In den Richtlinien wird Good Governance mit Grund-
sätzen wie Rechenschaftspflicht, Transparenz, Zuver-
lässigkeit, Partizipation und Dynamik in Verbindung 
gebracht. In der Praxis bedeutet dies, dass die Systemträ-
ger zum Beispiel darüber Rechenschaft ablegen sollten, 
ob der Auftrag der sozialen Sicherheit erfüllt wird; 
dass Maßnahmen zur Sicherung der Tragfähigkeit der 
Systeme getroffen werden; dass die Gelder und Anlagen 
der Systeme mit Vorsicht verwaltet werden; dass die 
Betriebskosten auf effizienten Niveaus gehalten werden; 
und dass die Betroffenen einen angemessenen Schutz, 
qualitativ hochwertige Dienstleistungen und relevante 
Informationen und Schulungen erhalten, damit sie 

KAPITEL 4

Optimale Leistungen  
der sozialen Sicherheit
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wirksam an der Durchführung der Programme betei-
ligt werden können.

Personalverwaltung und Erbringung von 
Dienstleistungen
Die Personalverwaltung – Einstellen, Ausbilden, Ein-
arbeiten, Halten und angemessene Bezahlung von 
qualifizierten und gut ausgebildeten Mitarbeitern – 
ist entscheidend für die erfolgreiche Governance aller 
Organisationen. Befähigte Mitarbeiter sind ein wesent-
licher Antrieb für leistungsorientierte Institutionen der 
sozialen Sicherheit: Mitarbeiter, die ihr volles Potenzial 
ausschöpfen, tragen mit höherer Wahrscheinlichkeit zu 
den wichtigen Bereichen Risikomanagement, Bewälti-
gung des Wandels (Change Management) und Inno-
vation bei.

Verwaltungen der sozialen Sicherheit verbessern die 
Fähigkeiten ihrer Mitarbeiter, um leichter zugängliche, 
transparentere, kundenfreundlichere und effizientere 
Dienstleistungen anzubieten. Durch den wirksamen 
Einsatz von Schulung in Führungsaufgaben, Leistungs-
managementprogrammen, standardisierten Abläufen, 
transparenten Systemen für Belohnung und Anerken-
nung und engagierter Kommunikation werden Mitar-
beiter dafür ausgezeichnet, den ihnen zugewiesenen 
Bevölkerungsgruppen Qualitätsdienstleistungen anzu-
bieten, und werden so zu proaktiven Triebkräften für 
den institutionellen Wandel.

Jüngste Entwicklungen in diesem Bereich sind in allen 
Regionen zu erkennen:

Afrika: Die Landeskasse für soziale Sicherheit von 
Gabun (Caisse nationale de sécurité sociale – CNSS) hat 
den Einsatz kulturell sensibler und partizipativer Ver-
waltungstechniken mit der Einführung neuer Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie kombiniert, 
um die Effizienz bei der Auszahlung von Leistungen 
und beim Einzug der Beiträge zu erhöhen. Die Anstalt 
für soziale Sicherheit und Landesversicherung von 
Ghana (Social Security and National Insurance Trust) 
hat mit der Verbesserung des Kundendienstes begon-
nen, indem sie Mitarbeiter dahingehend schulte, einer 
guten Kundenbetreuung mehr Bedeutung zuzumes-
sen, und in wichtigen Zweigstellen Kundenzentren und 

Helpdesks einrichtete. Der Einsatz von leistungsbezo-
genen Arbeitsverträgen in der Verwaltung der Human-
ressourcen hat es Kenias Landeskasse für soziale 
Sicherheit (National Social Security Fund) erlaubt, die 
Dienstleistungsqualität deutlich zu verbessern. Marok-
kos Kollektivsystem für Altersbeihilfen (Régime collectif 
d‘allocation de retraite – RCAR) hat ein qualitätsori-
entiertes Managementsystem (Total Quality Manage-
ment) eingeführt, das Verbesserungen brachte wie 
eine verstärkte Kundenorientierung, Teamgeist, Ent-
scheidungsfindung vor Ort, partizipative Verwaltung 
und faktenbegründete Politikgestaltung und zugleich 
die Verfahren beschleunigte und Schnittstellenprob-
leme reduzierte. Tunesiens Landeskasse für Altersren-
ten und Sozialversicherung (Caisse nationale de retraite 
et de prévoyance sociale – CNRPS) unternimmt gerade 
die nötigen Schritte, um das ISO 9000/2001-Zertifikat 
zu erhalten und die Qualität der für ihre Mitglieder 
erbrachten Dienstleistungen zu verbessern.

Amerika: Argentiniens Vereinigung für Familien-
schutz auf Gegenseitigkeit (Asociación Mutual de Pro-
tección Familiar – AMPF) führt nun Hausbesuche von 
multidisziplinären Teams durch, um die Folgen frühe-
rer Entscheidungen auszuwerten und festzulegen, was 
künftig zu unternehmen wäre, um Mitgliedern besser 
bei der Bewältigung von körperlichen Behinderungen 
zu helfen. Brasiliens Landesanstalt für soziale Sicher-
heit (INSS) hat „Programmierte Dienste“ verwirk-
licht, um die langen Schlangen vor Geschäftsstellen 
der sozialen Sicherheit zu beseitigen und die Leis-
tungsqualität des Kundendienstes zu verbessern. Die 
Kolumbianische Familienzulagenkasse (Caja Colom-
biana de Subsidio Familiar – COLSUBSIDIO) arbei-
tet mit der PRISMA-Universität zusammen, um die 
Kapazitäten der Mitarbeiter und die Organisations-
kultur fortzuentwickeln und das Klima am Arbeits-
platz zu verbessern. Die Sozialversicherungsanstalt 
Mexikos (Instituto Mexicano del Seguro Social – IMSS) 
verwirklicht ihr Modell zur Evaluierung und Stärkung 
der Verwaltungskapazitäten für mehr Wettbewerbs-
fähigkeit (Modelo de Evaluación y Fortalecimiento 
de Habilidades Directivas para la Competitividad 
– MEFHADIC), um die Kompetenzen ihrer Mitar-
beiter in neun Bereichen zu stärken, darunter Bewäl-
tigung des Wandels, Entscheidungsfindung, wirksame 
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Kommunikation, Führungsverhalten und Teamwork. 
Die Mexikanische Anstalt für soziale Sicherheit und 
Sozialdienste für Staatsbedienstete (Instituto de Seguri-
dad y Servicios Sociales de los Trabajadores del Estado – 
ISSSTE) nimmt Hausbesuche vor, um Maßnahmen des 
Gesundheitsschutzes zu erleichtern und den Ärzten die 
Möglichkeit zu bieten, die Wirkung der Behandlung 
auf die Patienten zu beurteilen.

Asien und Pazifik: Die Nationale Renten- und Vorsor-
gekasse (National Pension and Provident Fund) von 
Bhutan verbessert ihre Arbeitsabläufe, um ihre Mitglie-
der schnell und gut zu bedienen. Indonesiens System 
der sozialen Sicherheit für Angestellte (JAMSOSTEK) 
hat ein System der selbstregulierten Qualitätssicherung 
eingeführt, um den Mitgliederschwund durch eine 
Neuorganisation ihrer Geschäftsabläufe und erstklas-
sige Leistungen der Gesundheitsversorgung zu beenden. 
Jordaniens Anstalt für soziale Sicherheit (Social Security 
Corporation) hat ein System zur Leistungsbewertung 
eingeführt, das die Produktivität der Angestellten und 
das Niveau der Kundenzufriedenheit erhöht und die 
Bearbeitungszeit für Anträge verkürzt hat.

Europa: Belgiens Zentralanstalt für Familienbeihilfen 
für Arbeitnehmer (Office national d‘allocations fami-
liales pour travailleurs salariés – ONAFTS) betrach-
tet sein Humankapital als wertvolles Gut. In seinem 
Masterplan für Humanressourcen sind die Mitar-
beiter Zielgruppe und Hauptakteure zugleich. Itali-
ens Landesanstalt für Sozialversicherung (INPS) hat 
einen mobilen Schalter für Behinderte und ältere Men-
schen eingerichtet, der für Behinderte und ältere Men-
schen zu Hause Dienste erbringt, sowie standardisierte 
Abläufe und einen gemeinsamen Evaluierungsrahmen 
eingeführt, um die Dienste für die Mitglieder zu ver-
bessern. Die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt 
(SUVA) hat ein neues System der Fallbearbeitung ein-
geführt, das ihr Verwaltungssystem für Anträge kom-
plett neu gestaltet hat, indem es die Abläufe optimierte 
und Vertreter aller am Prozess beteiligten Kunden und 
Partner einbezog.

Trotz dieser vielen Beispiele dürfte das Governance-
Ziel zahlreicher Träger der sozialen Sicherheit, die 
Mitarbeiter besser vorzubereiten und alle Aspekte 

der Dienstleistungsqualität zu verbessern, durch die 
Auswirkungen der Alterung der Bevölkerung auf die 
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst in Frage gestellt 
werden. Insbesondere in Ländern mit höheren Einkom-
men wird die Alterung der Mitarbeiter im öffentlichen 
Sektor immer komplexere Herausforderungen für die 
strategische Personalverwaltung der Träger der sozialen 
Sicherheit mit sich bringen. In den siebziger und Anfang 
der achtziger Jahre nahm die Zahl der im öffentlichen 
Dienst Tätigen in vielen Ländern mit hohen Einkom-
men rasch zu, und der Sozialschutzsektor war einer 
der Bereiche mit dem stärksten Zuwachs. Viele der in 
jenen Jahren eingestellten Arbeitnehmer sind bereits 
im Ruhestand oder werden es bald sein. Daher werden 
Verwaltungen der sozialen Sicherheit in vielen Ländern 
mit höheren Einkommen in einem relativ kurzen Zeit-
raum erhebliche Teile ihrer aktuellen Belegschaft auf 
allen Rangebenen verlieren. Die Verwirklichung nötiger 
Verbesserungen bei der Qualität der Dienstleistungen 
wird daher von der strategischen Personalverwaltung 
der Träger der sozialen Sicherheit und deren Know-how 
abhängen, und dies betrifft nicht nur die Führungs-
kräfte, sondern auch, und dies ist wichtiger für die 
Wahrnehmung der Dienstleistungsqualität durch die 
Kunden, mittlere Führungskräfte und Sachbearbeiter 
mit Kundenkontakt („Front Desk“).

Bis 2020 wird Belgiens Landesanstalt für Arbeit 
(Office national de l’emploi – ONEM) 70 Prozent ihrer 
höheren Führungskräfte und ein Drittel der Mitarbei-
ter aller Rangebenen verlieren. In der Republik Irland 
wird im Ministerium für Sozialordnung und Familie 
(Department of Social and Family Affairs) die Mehr-
heit der hohen und der (bei Ausscheiden höherer Füh-
rungskräfte nachrückenden) mittleren Führungskräfte 
bis 2020 in den Ruhestand treten. Nicht weniger als 
54 Prozent der Mitarbeiter sämtlicher Rangebenen 
werden bis 2023 pensioniert. Unter den Trägern der 
sozialen Sicherheit hat möglicherweise die Verwaltung 
für soziale Sicherheit der Vereinigten Staaten (Social 
Security Administration – SSA) die längste Erfahrung 
mit Bemühungen, welche auf die durch die alternde 
Belegschaft im Personalwesen und beim Erbringen von 
Dienstleistungen entstehenden Probleme eingehen. 
Selbst der Strategische Geschäftsplan der SSA räumt 
jedoch ein, dass der Verlust von Expertenwissen, wenn 

Kapitel 4 Optimale Leistungen der sozialen Sicherheit



30  INTERNATIONALE VEREINIGUNG FÜR SOZIALE SICHERHEIT

Eine dynamische soziale Sicherheit: Sicherung sozialer Stabilität und wirtschaftlichen Wachstums

immer mehr Mitarbeiter in den Ruhestand treten, eine 
der dringendsten Herausforderungen darstellt. 

Da sich die Alterung der Bevölkerung in allen Welt-
regionen beschleunigt, ist es wahrscheinlich, dass bei 
vielen anderen Trägern der sozialen Sicherheit immer 
häufiger eine ähnliche Situation eintreten wird. Um 
weitere Verbesserungen bei der Bereitstellung von Leis-
tungen der sozialen Sicherheit sicherzustellen, müssen 
die Träger der sozialen Sicherheit sich proaktiver an 
Bemühungen zur Einstellung und zum Halten von 
angemessen befähigten Mitarbeitern in ausreichen-
der Zahl beteiligen und dann diese neuen Mitarbeiter 
mit der nötigen Berufserfahrung versehen, bevor eine 
große Zahl gegenwärtiger Mitarbeiter in den Ruhe-
stand geht (McKinnon, 2010).

IKT als strategisches Verwaltungsinstrument
Good Governance beim Erbringen von Dienstleistun-
gen in der sozialen Sicherheit ist nicht nur eine Frage 
der Sicherung der Zahl und Qualität entsprechend 
ausgebildeter und erfahrener Mitarbeiter. Sie ist ganz 
offensichtlich auch ein Produkt des richtigen Einsatzes 
von Abläufen und Technologien. In den letzten Jahren 
haben Informations- und Kommunikationstechno-
logien (IKT) eine strategische Rolle bei der Umset-
zung von Systemen der sozialen Sicherheit gespielt. 
Der Einsatz von IKT hat nicht nur die Automatisie-
rung bestimmter Abläufe ermöglicht, sondern auch die 
Transformation von operativen Vorgängen und Dienst-
leistungen und Verbesserungen bei der Leistung und 

Dienstleistungsqualität von Institutionen der sozialen 
Sicherheit erlaubt.

Vier wichtige Bereiche des Fortschritts lassen sich 
identifizieren. Erstens hat die IKT durch die Eröffnung 
unmittelbaren Zugangs zu und leistungsstarker Bear-
beitung von großen Informationsmengen entschieden 
dazu beigetragen, die Fristen bei der Antragsbearbei-
tung zu verkürzen und die Qualität und Transparenz 
dieser Operationen zu verbessern. Zweitens waren 
Technologien ausschlaggebend für die Umsetzung von 
geografisch dezentralisierten Dienstleistungen, indem 
sie deren Konsistenz durch den Zugang zu homogenen 
Daten, Validierungen und Berechnungsregeln gewähr-
leisteten. Drittens ermöglichen webgestützte Dienste 
der jüngsten Generation den Zugang zu Diensten 
unabhängig vom Kundenstandort. Schließlich fanden 
solche Entwicklungen in einer Vielzahl von Ländern 
und Institutionen statt, ungeachtet ihrer Größe und 
Wirtschaftsleistung.

Trotz solch erfreulicher Ergebnisse und des Entstehens 
finanziell erschwinglicher Produkte bleibt der IKT-Ein-
satz eine Sorge für Institutionen der sozialen Sicherheit. 
Es wird allgemein anerkannt, dass die Komplexität 
von IKT-Systemen zunimmt, sie aber nicht immer die 
angestrebten Geschäftsergebnisse oder in sie gesetzte 
Erwartungen erfüllen. Außerdem kann sich die rasche 
Entwicklung von IKT-Produkten und ihrer Verwoben-
heit negativ auf die Stabilität der Geschäftsabläufe aus-
wirken. Diese Elemente haben zu Bedenken bezüglich 

4.1. Strategische Planung und Unternehmensarchitekturen

Die Verwaltung für soziale Sicherheit der Vereinigten Staaten (Social Security Administration – SSA) hat einen Ansatz 
für gemeinsame Modellbildung und Planung von Geschäft und IKT entwickelt, der auch eine Leistungsanalyse ein-
schließt. Die SSA definiert strategische und Jahrespläne, die Ziele und erwartete Ergebnisse für alle Geschäfts- und 
operativen Aspekte kombinieren. Die Pläne umfassen auch messbare Indikatoren. Die SSA bewertet die Ergebnisse auf 
Jahresbasis, indem sie Ziele und Indikatoren analysiert. Der Ansatz zur Modellbildung beruht auf drei verbundenen 
Modellen: Einem Komponentengeschäftsmodell (Component Business Model), das die wichtigsten Geschäftsfunktio-
nen umreißt; einem Ablaufmodell für das Unternehmensgeschäft (Enterprise Business Process Model), das einen Ge-
samtrahmen für die Modellbildung von Abläufen bietet; und eine dienstleistungsorientierte Architektur, die sich auf 
die Umsetzung von Komponenten und Abläufen als wiederverwendbare Dienstleistungen konzentriert. Diese Praxis 
hat es der SSA ermöglicht, Qualität und Leistungsfähigkeit ihrer Operationen und die Transparenz ihrer Tätigkeiten 
und Ergebnisse zu verbessern.



INTERNATIONALE VEREINIGUNG FÜR SOZIALE SICHERHEIT  31

Abläufe der Organisation und erforderlichen Informa-
tionen angeben und den Brückenbau zwischen dem 
Kerngeschäft und IKT erleichtern (siehe Kasten 4.1.).

Ein weiterer Erfolgsfaktor ist der Einsatz standardisier-
ter Technologien und miteinander verknüpfbarer oder 
„interoperativer“ Produkte. Dieser Ansatz ermöglicht 
den Institutionen den erfolgreichen Umgang mit dem 
Risiko der Technologieabhängigkeit, indem eine kont-
rollierte Diversifizierung von IKT-Produkten gefördert 
wird. Zum Beispiel erleichtert zwar der Einsatz von IKT-
Produkten einer einzigen Marke die Verknüpfung der 
Produkte, aber er erhöht auch die Risiken der Organisa-
tionen, an solche Produkte gebunden zu bleiben. Umge-
kehrt erlaubt der Einsatz von verknüpfbaren Produkten 
verschiedener Marken der Institution, die Integrati-
onsfrage zu behandeln und reduziert die Abhängigkeit 
von Einzelmarken. Ferner erhöht dieser Ansatz die 
Fähigkeit, die technologische Entwicklung besser zu 
berücksichtigen, indem die verfügbaren Optionen zum 
künftigen Einsatz von Produkten erweitert werden.

Die Entwicklungen der letzten Jahre zeigen einige 
wichtige Trends bei IKT-Applikationen in der sozialen 
Sicherheit. Der erste ist das Auftreten von webgestützten 
Kommunikationsmöglichkeiten mit Kunden der sozi-
alen Sicherheit. Heute ist eine Institution der sozialen 
Sicherheit ohne Website kaum mehr vorstellbar, zumal 
die auf Webtechnologien basierte Verwirklichung von 
Dienstleistungen für Kunden ein allgemeiner Trend ist.

der Ausgeglichenheit von Kosten und Ergebnissen 
geführt sowie Unsicherheit in Bezug auf die besten 
Ansätze zur Entwicklung erfolgreicher IKT-Anwen-
dungen ausgelöst.

Vor diesem Hintergrund ermöglicht es die Analyse 
von Erfahrungen, eine Reihe von Erfolgsfaktoren beim 
Einsatz von IKT in der sozialen Sicherheit zu identifi-
zieren.

Ein Erfolgsfaktor ist die Entwicklung eines strategi-
schen und mittelfristigen Plans unter Einbeziehung 
von Geschäfts- und IKT-Bereichen und die Festlegung 
von Etappenplänen (Roadmaps) für Technologie und 
Applikationen. Die Vorteile dieses Ansatzes sind viel-
fältig. Einerseits ermöglicht er, dass Geschäftsprojekte 
neue Technologien nutzen, sobald sie verfügbar werden 
und/oder eine stärkere interne Integration erfordern. 
Andererseits ermöglicht eine solche Planung aus Sicht 
des IKT-Managements die Vorwegnahme aller techni-
schen, budgetären und administrativen Handlungen 
sowie deren Zuordnung zu strategischen Geschäfts-
zielen. Die mittelfristige Planung ermöglicht es ferner, 
Vorkehrungen für die Wartung von Geschäftsappli-
kationen zu treffen, indem man auf neue Benutzeran-
forderungen und die Entwicklung von Technologien 
eingeht und so Geschäftsziele nutzt, um die technologi-
sche Innovation voranzutreiben. Wichtige Instrumente 
zur Durchführung dieses Prozesses gemeinsamer 
Planung sind Geschäftsmodelle, die die wichtigsten 

4.2. Integrierte Systeme in Saudi-Arabien

Saudi-Arabiens Allgemeine Anstalt für Sozialversicherung (General Organization for Social Insurance – GOSI) hat 
ein integriertes IT-System eingeführt, um auf die wachsenden Probleme bei der Erbringung von Dienstleistungen 
und administrativen Grunddiensten einzugehen. Das integrierte System soll auch die Schwierigkeiten beim Upgrade 
des vorherigen IT-Systems bewältigen, in dem selbst die Einführung kleinster Veränderungen äußerst komplex war.  
Das neue System SIMIS (Social Insurance and Management Information System) ist ein maßgeschneiderter Ansatz, 
den GOSI selbst entwickelt hat, um Sozialversicherungssysteme für Erwerbstätige in Saudi-Arabien zu verwalten. SIMIS 
unterstützt GOSI auch bei verschiedenen administrativen Funktionen wie Anlagenverwaltung, Immobilienverwaltung 
usw. Durch die Verwaltung des gesamten Geschäfts (Kerngeschäft und Back-Office) in einem einheitlichen und inte-
grierten Rahmen hat es SIMIS GOSI erlaubt, Abläufe und andere bestehende Systeme zu integrieren. SIMIS hat eine 
Reduktion bei der Zykluszeit der Betriebsabläufe ermöglicht (z.B. der Transaktionszyklus wurde um etwa 90 Prozent 
verkürzt). Insgesamt hilft SIMIS GOSI bei der Verbesserung der Qualitätsniveaus von Dienstleistungen, des Verhältnis-
ses zwischen Beitragseinnahmen und Verwaltungskosten und der Verwaltungseffizienz.

Kapitel 4 Optimale Leistungen der sozialen Sicherheit
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Ein zweiter Trend ist die Weiterentwicklung des IKT-
Einsatzes ausgehend von isolierten und an Abteilun-
gen gebundenen Systemen hin zu integrierten, die 
gesamte Institution abdeckenden Systemen. Die Vor-
teile zugänglicher und erstklassiger Informationen 
und funktioneller Interkonnektivität haben sich erwie-
sen und rechtfertigen die Komplexität der Umsetzung 
von institutionsweiten integrierten Systemen (siehe 
Kasten 4.2.).

Trotz dieser Entwicklungen behindern verschiedene 
Herausforderungen die breitere Anwendung von 
IKT in der sozialen Sicherheit. Die Bereitstellung von 
erstklassigen Dienstleistungen für alle Versicherten 
bleibt ein offenes Problem, denn die Verschiedenheit 
der Kunden verhindert einen Ansatz mit Einheits-
leistungen für alle. Die Bereitstellung von sozialer 
Sicherheit wird immer komplexer und beruht oft auf 
mehreren Institutionen, was zu neuen Anforderun-
gen und neuem Bedarf an immer leistungsfähigeren 
IKT-Plattformen führt. Da diese Herausforderun-
gen die Verwirklichung komplexerer und teurerer 
Systeme erfordern, sind die Institutionen darauf aus, 
bereits erprobte und getestete Lösungen zu verwen-
den, was die Risiken und Kosten verringern würde. 
Leider verhindert die fehlende Standardisierung von 
Abläufen der sozialen Sicherheit die Weitergabe von 
IKT-Lösungen.

Bisher ist die von der IKT in der sozialen Sicherheit 
gespielte Rolle überaus positiv, da sie eine strategische 
Funktion bei der Entwicklung von Systemen der sozi-
alen Sicherheit weltweit wahrgenommen hat. In den 
meisten Ländern ist es inzwischen unvorstellbar, dass 
Systeme der sozialen Sicherheit ihre Aufgabe ohne IKT 
erfüllen könnten. Trotz allem gibt es noch viel zu tun, 
um mit der ständigen Entwicklung der Technologie 
und den sich wandelnden verschiedenen Bedürfnissen 
von Institutionen der sozialen Sicherheit und der abzu-
deckenden Bevölkerung Schritt zu halten.

Schlussfolgerungen 
Die in diesem und dem vorangehenden Kapitel vor-
gestellte Erfahrung mit jüngsten Entwicklungen und 
Trends zeigt laufende Bestrebungen, gut gesteuerte, leis-
tungsorientierte Träger der sozialen Sicherheit aufzu-
bauen. Zu diesen Bestrebungen lässt sich eine Reihe von 
abschließenden Beobachtungen über die Rolle der Gover-
nance anstellen, die auch für die finanzielle, soziale und 
politische Tragfähigkeit von Verwaltungen und Syste-
men der sozialen Sicherheit wesentlich sind (siehe Kasten 
4.3.). Jüngste Erkenntnisse unterstreichen ferner, dass der 
Druck zur Verbesserung der Governance künftig zuneh-
men wird: Wo Governance-Normen als unzureichend 
erachtet werden (z.B. in Bezug auf Finanzregulierung 
und -aufsicht), kann auch das Vertrauen der Öffentlich-
keit in die soziale Sicherheit geschwächt werden.

4.3. Abschließende Beobachtungen

–	 Befähigte und somit proaktive Mitarbeiter sind ein zentrales Anliegen in leistungsorientierten und gut gesteuerten 
Organisationen der sozialen Sicherheit. Im Kontext einer alternden Bevölkerung ist es eine neue Herausforderung 
für den Erhalt der Qualität von kundenorientierten Dienstleistungen, für alle Positionen richtig ausgebildete und 
erfahrene Verwaltungsfachleute und Manager zu gewinnen und zu halten.

–	 Die breitere Sozialschutzrolle von Trägern der sozialen Sicherheit, zu der auch die wachsende Komplexität der 
Bereitstellung maßgeschneiderter Leistungen und integrierter Dienstleistungen zählen, erfordert den breiteren 
Einsatz von IKT-Plattformen. Diese werden unvermeidlich komplexer und teurer und bringen neue operative und 
Governance-Herausforderungen mit sich.

–	 Auf der Grundlage von kundenorientierten Mitarbeitern, die durch den strategischen Einsatz von IKT unterstützt 
werden, können weitere Verbesserungen bei Verwaltungsleistung und Transparenz und Zugänglichkeit von Sys-
temen der sozialen Sicherheit erzielt werden. Zusammengenommen sollten diese Elemente die Legitimität von 
gesetzlich vorgeschriebener sozialer Sicherheit erhöhen und ihre politische Tragfähigkeit verbessern.
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Das herkömmliche und vorrangige Ziel der sozia-
len Sicherheit, Versicherte im Falle des Eintretens 
bestimmter versicherter Risiken zu schützen, erweitert 
sich zunehmend durch die Einbeziehung von proakti-
ven Maßnahmen und Prävention. Dieser Trend hat sich 
in den letzten Jahren bezeichnenderweise beschleunigt, 
vor allem in den stärker entwickelten Volkswirtschaf-
ten, und eine Reihe neuer Merkmale proaktiver und 
präventiver Ansätze lassen sich beobachten.

Das vorliegende Kapitel wird zunächst kurz die Zielset-
zungen von proaktiven und präventiven Ansätzen in 
der sozialen Sicherheit definieren und danach neueste 
Reformbeispiele aus verschiedenen Zweigen der sozia-
len Sicherheit vorstellen. Ein zweites Anliegen ist es, die 
Bedeutung von integrierten politischen Lösungen zu 
zeigen und jüngste Trends bei den Verwaltungsrefor-
men vorzustellen, die Koordination und Zusammenar-
beit als Voraussetzungen für den Erfolg proaktiver und 
präventiver Ansätze erleichtern und verbessern sollen.

Proaktive und präventive Ansätze  
in der sozialen Sicherheit
Proaktive und präventive Ansätze in der sozialen 
Sicherheit sind Maßnahmen, die versuchen, die Wahr-
scheinlichkeit des Eintritts eines möglichen künftigen 
Risikos zu verringern, die verhindern, dass ein iden-
tifiziertes Risiko eine negative Wirkung hat, und die 
versuchen, eine Verschlimmerung nach Eintreten des 
Risikoereignisses zu verhindern. Das gemeinsame Ziel 
dieser verschiedenen Ansätze wird oft als „Investition 
in Menschen“ verstanden. Die wachsende Bedeutung 

dieser Ansätze ergibt sich daraus, dass sie auf aktu-
elle Herausforderungen wie steigende Kosten reagie-
ren, welche die Systeme der sozialen Sicherheit und 
der Gesundheitsversorgung meistern müssen, und die 
sich nicht zuletzt aus der Alterung der Bevölkerung 
ergeben. Diese Entwicklung spiegelt auch gesellschaft-
liche Veränderungen wider, darunter flexiblere indivi-
duelle Lebensläufe und Erwerbsbiografien sowie eine 
Entwicklung, die sich von den traditionellen Famili-
enstrukturen wegbewegt. Vor allem in Ländern mit 
höheren Einkommen gibt es neue Forderungen nach 
vermehrten individuellen Wahlmöglichkeiten mit 
einer entsprechend gestiegenen Bedeutung, die der 
individuellen Verantwortung eingeräumt wird.

Proaktive und präventive Ansätze der sozialen Sicher-
heit sind auf eine Reihe miteinander verbundener Ziele 
ausgerichtet (siehe Kasten 5.1.).

Um diese Ziele zu erreichen, stellen proaktive und 
präventive Ansätze auf die Verringerung der wich-
tigsten individuellen Risikofaktoren in einem mög-
lichst frühen Stadium ab. Es kann sich um Risiken für 
Gesundheit, Beschäftigungsstatus, Erwerbsfähigkeit 
und Beschäftigungsfähigkeit handeln oder solche, die 
zu längeren Ausfallzeiten am Arbeitsmarkt oder sozia-
ler Ausgrenzung führen können.

Individuelle Risikofaktoren sind multidimensional und 
erfordern eine verbesserte Koordination und Zusam-
menarbeit von Institutionen der sozialen Sicherheit 
bei der Verwaltung zunehmend maßgeschneiderter 

KAPITEL 5

Proaktive und präventive Ansätze
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und individueller Lösungen. Proaktive und präven-
tive Ansätze verlangen von Institutionen der sozia-
len Sicherheit auch, dass sie sich anpassen und neue 
Verwaltungskapazitäten aufbauen, und dass sie die 
Mitarbeiter der sozialen Sicherheit mit den nötigen 
Fähigkeiten ausstatten. Auf gesellschaftlicher Ebene 
bilden sie einen wichtigen Faktor, indem sie soziale 
Ausgrenzung verhindern und bekämpfen sowie die 
Integration im gesamten Lebenszyklus fördern.

Reformtrends
Während proaktive und präventive Ansätze traditio-
nell immer mit dem Bereich des Arbeitsschutzes ver-
bunden waren, wurden sie in den vergangenen zehn 
Jahren gleich in mehreren Zweigen der sozialen Sicher-
heit übernommen. Darunter fallen beispielsweise 
Entwicklungen wie die Einzelfallbearbeitung (Case 
Management) von Langzeitarbeitslosen; Bemühungen 
zur Senkung der Zahl von Invalidenrentenempfän-
gern und Anreize für deren Rückkehr in eine geeignete 
Beschäftigung; Bestrebungen zur Beseitigung von Vor-
ruhestandsanreizen oder die Förderung eines längeren 
Erwerbslebens älterer Arbeitnehmer.

Evaluierungen der getroffenen Maßnahmen erlauben 
die klare Feststellung, dass es in den letzten Jahren zu 
einer Beschleunigung des Trends zu proaktiven und 
präventiven Maßnahmen, der Einführung neuer inno-
vativer Ansätze und deren Umsetzung in mehreren 
Zweigen der sozialen Sicherheit gekommen ist.

Die Krankenversicherungssysteme haben ihre Inves-
titionen in Gesundheitsförderung und Prävention 
erhöht und sich auf die Früherkennung von Krankhei-
ten konzentriert, um auf die Zunahme von Risikofak-
toren für die Gesundheit und den Anstieg weitgehend 
verhütbarer chronischer Leiden wie Diabetes oder 

Herzgefäßerkrankungen zu reagieren. Während sie 
sich meist an Gesundheitsförderprogrammen für die 
breite Bevölkerung beteiligen, die gewöhnlich von Ein-
richtungen des öffentlichen Gesundheitswesens durch-
geführt werden, haben Krankenversicherungen der 
sozialen Sicherheit oft ihre Nische gefunden, indem sie 
ihre Bemühungen auf die Früherkennung von Krank-
heiten, Erstellung von Risikoprofilen und Gesundheits-
förderung/Prävention für bestimmte Personengruppen 
mit hohen Risiken konzentrieren. Es geht darum, 
Krankheiten vorzubeugen, unnötige Komplikationen 
und damit verbundene Leiden und Kosten zu vermei-
den sowie Menschen dazu zu befähigen, besser auf ihre 
Gesundheit zu achten oder ihre Krankheit selbst in die 
Hand zu nehmen (siehe Kasten 5.2.).

Seit einigen Jahren gibt es proaktive und präven-
tive Maßnahmen, die verhindern helfen, dass die 
Betroffenen langfristig die Invalidenrentensysteme 
in Anspruch nehmen, und die Wiedereingliederung 
gegenwärtiger Rentenbezieher in den Arbeitsmarkt 
erleichtern sollen. In letzter Zeit gilt die Aufmerksam-
keit zunehmend auch krankgeschriebenen Personen, 
was einen Trend zu noch früherem Eingreifen wider-
spiegelt. Diese Verlagerung beruht auf der Einsicht, 
dass eine Person, je länger sie der Arbeit fernbleibt, 
umso schwieriger wieder in den Arbeitsmarkt einzu-
gliedern ist, und die Wahrscheinlichkeit entsprechend 
größer ist, dass diese Person zum Langzeitempfänger 
von Leistungen wird. Ferner spielt auch die Zunahme 
der oft mit langfristiger beruflicher Ausfallzeit verbun-
denen Erwerbsunfähigkeit eine Rolle, insbesondere die 
Zunahme von psychischen Gesundheitsproblemen. 
Im Rahmen der getroffenen Maßnahmen ist nun die 
Feststellung der individuellen Arbeitsfähigkeit weniger 
eine Frage, die allein in die medizinische Kompe-
tenz fällt; sie wird vielmehr immer häufiger zu einer 

5.1. Ziele für proaktive und präventive Ansätze

–	 Beschäftigungsförderung
–	 Verbesserung der Gesundheit und Verringerung der Abhängigkeit
–	 Verbesserung der Befähigung des Einzelnen und individuelle Verantwortung
–	 Stärkung von Wahlmöglichkeiten in der sozialen Sicherheit:
–	 Unterstützung der Tragfähigkeit von Systemen der sozialen Sicherheit



INTERNATIONALE VEREINIGUNG FÜR SOZIALE SICHERHEIT  37

umfassenden Beurteilung der persönlichen Situation 
des Betroffenen. Interessanterweise kommen hier auf 
Arbeitslose ausgerichtete Arbeitsmarktinstrumente 
oder solche, die zur leichteren Wiedereingliederung 
von Personen mit Invalidenrenten verwendet werden, 
auch bei Arbeitnehmern zum Einsatz, die krankheits-
halber arbeitsunfähig geschrieben worden sind.

2008 führte Schweden ein aktiveres Krankenurlaubs-
system ein. Die Reform sieht bestimmte Zeitgrenzen 
für gewisse Maßnahmen vor, die die Rückkehr an den 
Arbeitsplatz erleichtern sollen. Dazu gehören regelmä-
ßige Beurteilungen der Arbeitsfähigkeit durch die ver-
antwortliche Institution, die stärker die Wirkung der 
Arbeitsunfähigkeit auf den Betroffenen berücksichtigt, 
anstatt nur objektive Kriterien zu verwenden. So gibt 
es seit 2010 eine Zusammenarbeit mit den Arbeitsäm-
tern, die es ermöglicht, Personen mit längeren krank-
heitsbedingten Ausfallzeiten anzusprechen und ihre 

Arbeitsfähigkeit im Vergleich zu anderen Arbeitneh-
mern im regulären Arbeitsmarkt zu beurteilen.

Um die Zunahme der gewährten Invalidenrenten zu 
bremsen, hat die Schweiz beschlossen, sich auf krank-
heitsbedingte Ausfallzeiten zu konzentrieren und ein 
Früherkennungssystem einzuführen, das auf Arbeit-
nehmer abstellt, die eine anhaltende Arbeitsunfä-
higkeit von mindestens 30 Tagen verzeichnen, oder 
die aus Gesundheitsgründen im Jahresverlauf wie-
derholt für kurze Zeiten der Arbeit fernblieben. Die 
Träger der Invalidenversicherung prüfen die persönli-
che Situation des Versicherten und bestimmen, welche 
frühzeitigen Maßnahmen zu treffen sind, darunter 
auch Veränderungen am Arbeitsplatz, Schulungs-
kurse, Platzierung, Berufsberatung und sozio-profes-
sionelle Umschulung. Wenn Maßnahmen des frühen 
Eingreifens ihre Ziele nicht erreichen, und ein Risiko 
einer dauernden Arbeitsunfähigkeit besteht, prüft die 

5.2. Vorbeugung und Prävention in der Gesundheitsversorgung

–	 Zunehmender Fokus von Krankenversicherungssystemen auf bestimmten Risikogruppen: In den Niederlanden 
wurde beschlossen, individuelle Prävention mit Schwerpunkt auf Änderungen der Lebensweise für Personen, bei 
denen ein hohes Risiko der Entwicklung chronischer Krankheiten besteht, in den Leistungskatalog der Krankenver-
sicherung aufzunehmen. In der Vereinigten Republik Tansania hat die Landeskrankenversicherungskasse (National 
Health Insurance Fund – NHIF) begonnen, die sportliche Betätigung Versicherter mit hohem Risiko zu fördern. 
Manchmal zielen solche Maßnahmen direkt auf die Verringerung von Ungleichheiten im Gesundheitswesen und auf 
bessere Integration ab. So etwa in Deutschland, wo besonders auf Langzeitarbeitslose geachtet wird, die oft einem 
erhöhten Krankheitsrisiko ausgesetzt sind. Die Russische Föderation nutzt ebenfalls Präventionsmaßnahmen für 
Gruppen mit höheren Risiken.

–	 Fokus auf Früherkennung von Krankheiten und Erstellung von Risikoprofilen: Neue Formen von Gesundheitskon-
trollen, die nicht nur auf das Erkennen bestehender Krankheiten abstellen, sondern auch das persönliche Risiko-
profil erstellen, aktive Präventionsmaßnahmen und Beratung zur Lebensweise vorsehen, werden eingeführt. Ne-
ben Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten hat Österreich 2005 sein System für Gesundheitskontrollen 
reformiert, um der Prävention chronischer Krankheiten und der Verringerung der Risikofaktoren mehr Gewicht zu 
geben. Indiens Staatliche Versicherungsanstalt für Arbeitnehmer (Employees’ State Insurance Corporation – ESIC) 
hat Gesundheitskontrollstellen am Arbeitsplatz, in Krankenhäusern und Polikliniken eingeführt. Neue Formen von 
Check-up-Systemen wurden auch in der Republik Korea, der Vereinigten Republik Tansania, Deutschland, Japan, 
Mexiko und Thailand eingeführt.

–	 Stärkere Anerkennung der Bedeutung von Prävention in neuen Systemen: Bezeichnenderweise wird der laufende 
Trend zur Einführung und Ausweitung von sozialen Krankenversicherungssystemen in Entwicklungsländern von 
einer stärkeren Gewichtung der Prävention im Rahmen der Grundversorgung begleitet. Neue Initiativen für Kran-
kenversicherungssysteme und Ausweitungsbestrebungen in Mauretanien, Gabun und Mali haben ausdrücklich Prä-
ventionsmaßnahmen in ihre Bestimmungen einbezogen. 
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Invalidenversicherung, ob weitere Eingliederungsmaß-
nahmen, wie sie sonst für Invalidenrentenempfänger 
vorgesehen sind, zu ergreifen sind.

Das Vereinigte Königreich startete 2009 ein Pilotsys-
tem mit dem Namen Fit for Work Service, um krank-
heitsbedingt arbeitsunfähigen Personen zu helfen, 
schneller als es sonst möglich gewesen wäre, zur Arbeit 
zurückzukehren. Arbeitnehmern, für die ein Risiko 
besteht, dass sie lange Zeit krankheitsbedingt ausfal-
len, wird zu Beginn einer solchen Ausfallzeit eine koor-
dinierte Unterstützung durch ein ganzes Spektrum 
von Maßnahmen der sozialen Sicherheit und lokalen 
Diensten zuteil. Fallmanager koordinieren Gesund-
heit und Behandlung, Maßnahmen zur Verbesserung 
der Beschäftigungsmöglichkeit und eine umfassendere 
Unterstützung, so etwa bei der Regelung von Schulden, 
Beziehungs- und Wohnungsproblemen oder Konflik-
ten zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Im April 
2010 wurde das ärztliche Attest, das bisher als „Sick 
Note“ (Krankmeldung) bezeichnet wurde, umbenannt 
in „Statement of Fitness for Work“ (Arbeitsfähigkeits-
erklärung) oder „Fit Note“ (Arbeitsfähigkeitsmel-
dung), die sich an der Frage orientiert, welche Arbeit 
der Betroffene verrichten kann, und nicht an seiner 
Arbeitsunfähigkeit.

Verschiedene andere Länder in Europa haben sich 
ebenfalls stärker auf frühzeitiges Eingreifen bei krank-
heitsbedingten Ausfallzeiten konzentriert, darunter 
Dänemark, wo als Ziel bis 2015 eine Reduktion der 
Krankenfehlzeiten von 20 Prozent vorgegeben wurde. 
Ähnliche Entwicklungen gibt es in Norwegen, den Nie-
derlanden, Finnland und Liechtenstein.

Neue Entwicklungen in Bezug auf proaktive und prä-
ventive Ansätze lassen sich auch in Arbeitslosenver-
sicherungssystemen beobachten, obwohl der Trend, 
Arbeitslose durch aktive Maßnahmen zurück in 
die Beschäftigung zu bringen, keineswegs neu ist. 
Die neuen Entwicklungen, die durch Druck auf die 
Arbeitsmärkte infolge der globalen Krise beschleu-
nigt wurden, berücksichtigen, dass die Rückkehr in 
ein Beschäftigungsverhälnis für viele Arbeitnehmer 
selbst dann schwierig ist, wenn sie nur kurze Zeit ohne 
Arbeit waren.

Erstens werden Fallbearbeitung und andere Ansätze, die 
Maßnahmen auf die Betroffenen zuschneiden und dabei 
deren spezifische persönliche Situation berücksichtigen, 
in immer mehr Ländern eingesetzt, und die Zusammen-
arbeit in diesem Bereich unter den öffentlichen Einrich-
tungen wurde verbessert. Individualisierte Instrumente 
werden häufiger und früher eingesetzt, sobald eine 
Person erstmalig arbeitslos wird, und nicht erst nach 
einer Phase der Langzeitarbeitslosigkeit; ein Wandel, 
der erneut die Bedeutung frühen Eingreifens anerkennt. 
Schweden hat zum Beispiel Maßnahmen eingeführt, die 
auf Arbeitnehmer zielen, die gerade ihre Stelle verloren 
haben, und solche, die erst kurze Zeit arbeitslos sind.

Die zweite wichtige Entwicklung lässt sich als Ausnah-
mefälle frühen Eingreifens umschreiben – ein Trend 
hin zu Bemühungen, die von vornherein verhindern, 
dass eine Person arbeitslos wird, insbesondere Perso-
nen, denen langfristige Arbeitslosigkeit und langfris-
tige Ausgrenzung droht.

Entsprechende Ansätze zur Verhinderung von Arbeits-
losigkeit konzentrierten sich auf die Stärkung beste-
hender oder die Einführung neuer Maßnahmen zur 
Vermeidung von Entlassungen, indem Arbeitgebern 
in wirtschaftlichen Schwierigkeiten erlaubt wird, die 
Arbeitszeit der Mitarbeiter zu kürzen, wobei der Wert 
des Verdienstausfalls der Beschäftigten von Arbeits-
losenversicherungssystemen ausgeglichen wird. So 
hat Deutschland die Anspruchsdauer im Rahmen der 
Kurzarbeit verlängert, bei der Arbeitnehmer weniger 
Stunden arbeiten und einen finanziellen Ausgleich vom 
Arbeitslosenversicherungssystem erhalten. Slowenien 
hat zum ersten Mal diese Form der teilsubventionier-
ten Arbeitstätigkeit ermöglicht, wobei sich Arbeitgeber 
als Voraussetzung für die Inanspruchnahme verpflich-
ten müssen, keine Mitarbeiter zu entlassen.

Weitere Maßnahmen zur Verhinderung von Arbeitslo-
sigkeit wie Erhalt und Fortentwicklung von Fähigkei-
ten älterer Arbeitnehmer, um die Beschäftigung dieser 
Gruppe attraktiver zu machen, wurden deutlich ver-
stärkt. 2008 führte zum Beispiel Polen ein Programm 
zur Förderung der Beschäftigung von Arbeitnehmern 
ab 50 Jahren ein. Unter den getroffenen Maßnahmen 
sind Anreize für Arbeitgeber, die Beschäftigung älterer 
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Arbeitnehmer aufrechtzuerhalten, Fortbildungspro-
gramme und Maßnahmen für ältere Arbeitnehmer, 
denen ein Arbeitsplatzverlust droht. In Deutschland 
wurden die Fördersysteme für die Fortbildung von 
Arbeitnehmern ab 50 Jahren ausgebaut. Interessanter-
weise steigt das Alter der Zielgruppe, für die Maßnah-
men bestehen, tendenziell an. Die Niederlande haben 
z.B. die Höhe der vom Arbeitgeber für Arbeitnehmer ab 
62 Jahren zu entrichtenden Sozialversicherungsbeiträge 
gesenkt, da in diesem Alter in den Niederlanden vor 
zehn Jahren bereits viele Personen im Ruhestand waren.

Höhere Investitionen zur Verhinderung von Lang-
zeitarbeitslosigkeit und zur Verringerung der Risiken 
künftiger Ausgrenzung spiegeln sich auch in jüngs-
ten verstärkten Maßnahmen zur Beschäftigungs-
förderung junger Menschen, vor allem solcher mit 
niedrigem Bildungsniveau. 2010 führte Belgien ein 
„Win-win-Beschäftigungsprogramm“ ein, in dem 
jüngere Arbeitnehmer ohne höhere Bildung während 
einer bis zu zwei Jahren dauernden Beschäftigung wei-
terhin Arbeitslosenleistungen beziehen können, die 
der Arbeitgeber vom Lohn abziehen kann, sodass die 
von ihm zu tragenden Lohnkosten sinken. Die Volks-
republik China hat in Praktikumsprogramme, spezi-
elle Berufsbildungsmaßnahmen für junge Menschen 
und Programme zur Unternehmensgründung für 

Hochschulabgänger investiert. Irland, Deutschland 
und die Slowakei haben neue Maßnahmen zur Förde-
rung der Jugendbeschäftigung eingeleitet.

Die bessere Verhütung von Risiken wie chronische 
Armut, schlechte Gesundheit und soziale Ausgrenzung ist 
Bestandteil vieler Systeme für Familienbeihilfen gewor-
den. Indem der Bezug von Familienleistungen an ein 
bestimmtes Verhalten gebunden wird, wie Schulbesuch, 
Teilnahme an Gesundheitskontrollen oder Impfprogram-
men, ergänzt eine längerfristige Vision des Aufbaus von 
Humankapital das Ziel der Bekämpfung von Kinderar-
mut. Jüngst wurden solche Programme insbesondere in 
Amerika eingeführt oder ausgeweitet, so etwa in Brasi-
lien, Costa Rica, Jamaika, Mexiko und Uruguay.

Es ist bemerkenswert, dass selbst in Zweigen der sozialen 
Sicherheit, in denen die Bedeutung der Prävention schon 
lange anerkannt ist, dieser Schwerpunkt weiter verstärkt 
wird. So hat eine Reihe von Ländern jüngst Präventi-
onsmaßnahmen in Arbeitsunfallversicherungssystemen 
eingeführt oder verstärkt. Dies gilt für die Reform des 
Arbeitsunfallversicherungssystems in Nigeria, die von 
der Bundesregierung 2010 beschlossen wurde und einen 
besonderen Schwerpunkt bei der Verhütung und Ver-
ringerung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
setzt. Belgien fördert die Prävention von Arbeitsunfällen 

5.3. Zwei Reformebenen

–	 Zusammenarbeit zur Bereitstellung effizienterer und stärker individualisierter Dienstleistungen für Kunden: Eine 
wichtige Verwaltungsreform in Schweden hat zum Beispiel zu einer deutlich besseren Zusammenarbeit zwischen 
dem Träger der sozialen Sicherheit, der die Kranken- und Invalidenleistungen verwaltet, und der öffentlichen 
Arbeitsvermittlung geführt. Die Mitarbeiter für Kundendienstleistungen entwickeln gemeinsame Aktionspläne für 
jeden gemeinsamen Kunden. Diese Zusammenarbeit wurde durch einen Finanzierungsmechanismus gefördert, in 
dessen Rahmen der Sozialversicherungsträger finanzielle Mittel für Kosten beruflicher Wiedereingliederungsmaß-
nahmen von Krankengeldbeziehern zugewiesen bekam, die aber nur gemeinsam mit der staatlichen Arbeitsver-
mittlung ausgegeben werden können. Beide Verwaltungen müssen ihre Maßnahmen auf allen Ebenen gemeinsam 
planen und zweimal pro Jahr über ihre Zusammenarbeit Bericht erstatten.

–	 Kombination von traditionell getrennten Systemen und Sozialdiensten in einer Institution: Eine umfassende Reor-
ganisation wurde in Norwegen durchgeführt, wobei das norwegische Direktorium für Arbeit und Wohlfahrt (NAV) 
jüngst aus der Fusion des nationalen Sozialversicherungsträgers, der nationalen Arbeitsvermittlung und des kom-
munalen sozialen Wohlfahrtssystems hervorging. Ziel dieser Reform ist es, ein besser koordiniertes System aufzu-
bauen, das besser funktioniert, indem es Personen durch individuell zugeschnittene Maßnahmen, die die Bedürf-
nisse und Ansprüche des Einzelnen berücksichtigen, wieder in ein Beschäftigungsverhältnis bringen kann.

Kapitel 5 Proaktive und präventive Ansätze
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und Berufskrankheiten verstärkt – Firmen mit Risiken, 
die im Vergleich zu anderen als unverhältnismäßig hoch 
eingestuft werden, müssen nun eine zusätzliche Beitrags-
pauschale an ihre Versicherungsgesellschaft entrichten 
und der Versicherer verwendet diesen Betrag zur Präven-
tion. Auch Kolumbien hat das Interesse an Prävention 
gestärkt, indem es ein „Null-Unfall-Modell“ einführte.

Proaktive und präventive Ansätze wurden schließlich 
auch im Bereich der Langzeitpf lege eingesetzt. 2008 
führte Deutschland in einer Reform seiner Pflegever-
sicherung die Idee von Prävention und Rehabilita-
tion ein. Wenn die Bemühungen zur Aktivierung und 
Rehabilitation einer Pf legeeinrichtung dazu führen, 
dass eine Person für mindestens sechs Monate in eine 
niedrigere Pflegestufe eingestuft wird, erhält die Ein-
richtung eine Bonuszahlung.

Stärkere Zusammenarbeit und integrierte 
Verwaltungslösungen
Die beschriebenen Trends zu höheren Investitionen 
in proaktive und präventive Ansätze und eine ganz-
heitlichere Bewertung der persönlichen Situation und 
Risiken haben zu mehr Zusammenarbeit und Koor-
dination der sozialen Sicherheit über deren Zweige 
hinweg und mit anderen staatlichen und privaten Ins-
titutionen geführt. Angesichts des multidimensiona-
len Charakters der Risikofaktoren und der komplexen 
Situation von Risiken ausgesetzten Personen wird die 
traditionelle institutionelle Aufteilung und Trennung 
von Risiken nach Zweigen der sozialen Sicherheit 
immer stärker verwischt. In dieser Hinsicht werden in 
Kasten 5.3 zwei Hauptreformebenen vorgestellt.

Jüngste Entwicklungen bei proaktiven und präventi-
ven Ansätzen wie der Trend zu frühem Eingreifen, ein 
breiterer Ansatz, der auf die spezifische Situation des 
Einzelnen eingeht, sowie Maßnahmen, die auf feh-
lende Zusammenarbeit zurückzuführende Probleme 
betreffen und die durch eine Evaluierung früherer 
Maßnahmen zu Tage kamen, führten zu bedeuten-
den Veränderungen hinsichtlich des Mandats und der 
Dienstleistungen von Verwaltungen der sozialen Sicher-
heit. In dieser Hinsicht bleiben die Unterschiede zwi-
schen den Ländern jedoch erheblich und umfassende 
Veränderungen wie in Schweden, Norwegen und den 

Niederlanden haben anderenorts noch nicht stattgefun-
den, wo die Fragmentierung nach wie vor eine wirk-
samere Umsetzung von proaktiven und präventiven 
Ansätzen behindert. Eine Reihe von Reformelementen 
lassen sich jedoch in fast allen Ländern beobachten, die 
in proaktive und präventive Ansätze in verschiedenen 
Zweigen der sozialen Sicherheit investieren.

Erstens ist ein Wandel der Beziehung zu den Kunden 
(Arbeitgeber und Versicherte) zu beobachten, die nun 
Beratung und andere, stärker auf den Einzelnen zuge-
schnittene Dienste einschließt. Zweitens gibt es eine 
stärkere Beteiligung von Trägern der sozialen Sicher-
heit an sektorenüberreifenden Partnerschaften und 
eine stärkere Zusammenarbeit mit anderen Zweigen 
der sozialen Sicherheit sowie öffentlichen und privaten 
Institutionen. Drittens ändern sich die Personalbedürf-
nisse der Träger der sozialen Sicherheit infolge einer 
Verschiebung von eher administrativen Tätigkeiten hin 
zu mehr Fach- und Beratungsprofilen. Viertens tragen 
alle bisherigen Veränderungen zu neuen Aufgaben und 
Herausforderungen in Bereichen wie IKT, Datenverar-
beitung und Verwaltung bei.

Schlussfolgerungen 
Angesichts der höheren Verwaltungskosten für die Ent-
wicklung individuell zugeschnittener Ansätze in der 
sozialen Sicherheit und strikter Haushaltsvorgaben, die 
vielen Trägern der sozialen Sicherheit auferlegt werden, 
ist es wahrscheinlich, dass proaktive und präventive 
Ansätze weiterhin Maßnahmen für Personen zum Ziel 
haben, die am stärksten Risiken ausgesetzt sind. Auch 
wenn frühes Eingreifen für jegliches Risikomanage-
ment wichtig ist, kommt es entscheidend darauf an, oft 
kostspielige Interventionen speziell für die Personen 
vorzusehen, deren Gesundheit oder Beschäftigungs-
möglichkeit am stärksten Risiken ausgesetzt sind. Die 
Identifizierung und Zielgruppenausrichtung von pro-
aktiven und präventiven Maßnahmen für die Bedürf-
tigsten wird hinsichtlich ihrer effizienten und effektiven 
Anwendung eine der wichtigen Herausforderungen für 
die Sozialversicherung in der Zukunft sein.

Die beschriebenen Trends bei den proaktiven und prä-
ventiven Ansätzen führen zu einer Reihe von wichtigen 
Ergebnissen (siehe Kasten 5.4.).
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5.4. Wichtige Ergebnisse

–	 Bei der Gestaltung von Systemen der sozialen Sicherheit wird die Bedeutung der Gesundheit als Schlüsselfaktor für 
Erwerbstätigkeit, Beschäftigung und gesellschaftliche Teilnahme im gesamten Lebenszyklus immer stärker berück-
sichtigt.

–	 Es wird zunehmend erkannt, dass jedes Fehlen am Arbeitsplatz für den Einzelnen von Nachteil ist. Dies beschleu-
nigte den Trend hin zu proaktiven und präventiven Ansätzen, zu immer früherem Eingreifen, sowie zu Forderungen 
nach der Umsetzung von proaktiven und präventiven Ansätzen in allen Zweigen der sozialen Sicherheit.

–	 Proaktive und präventive Ansätze zielen oft auf die Befähigung der Betroffenen, Risiken selbst in die Hand zu neh-
men, und darauf, mehr Wahlmöglichkeiten anzubieten. Diese Investition in das Individuum wird immer häufiger 
von einer Diskussion über die Rolle der individuellen Verantwortung sowie finanzielle Anreize und Sanktionen 
begleitet.

–	 Es wird immer klarer erkannt, dass proaktive Maßnahmen zur Beschäftigungsrückkehr einen mehrdimensionalen 
und individualisierten Ansatz der gesellschaftlichen Integration erfordern. Die Definition von Arbeitsfähigkeit und 
Bemühungen zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit gehen über rein medizinische Beurteilungen oder 
formelle Ausbildungsniveaus hinaus und berücksichtigen verstärkt die persönlichen Verhältnisse des Einzelnen im 
weiteren Sinne. Dies bedeutet, dass Koordination und Zusammenarbeit bei Maßnahmen der sozialen Sicherheit mit 
anderen Institutionen der sozialen Sicherheit, lokalen Diensten usw. immer notweniger und geläufiger werden.

–	 Oft sind erhebliche administrative Anpassungen nötig, damit Organisationen der sozialen Sicherheit der erfolg
reiche Übergang von einer Einrichtung, die nach objektiven Kriterien Geldleistungen gewährt, zu einer, die indivi-
duelle Risiken beurteilt und einen individuellen Beratungsplan aufstellt, gelingt.

Kapitel 5 Proaktive und präventive Ansätze
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Die Systeme der sozialen Sicherheit müssen sich in 
einer sich ständig verändernden Welt kontinuierlich 
anpassen. Diese Beobachtung ist sicher nicht neu: Die 
Systeme der sozialen Sicherheit haben schon immer 
eine große Entwicklungsfähigkeit gezeigt.

Dennoch hat sich die Welt infolge der aktuellen 
Finanz- und Wirtschaftskrise schlagartig verändert. 
Die negativen Auswirkungen wurden oft zunächst auf 
ökonomischer Ebene geschildert, aber die breiteren 
sozialen und politischen Folgen waren nicht weniger 
bedeutsam. Zudem betreffen diese alle Weltregionen 
und nicht nur jene Länder, von denen angenommen 
wird, dass sie besonders stark in die Weltwirtschaft 
integriert sind.

Als Folge erfuhren wichtige Aspekte des sozialen 
Fortschritts global in den letzten zwei Jahrzehnten 
eine dramatische Umkehrung. Obwohl zum Beispiel 
die Armut weltweit gesehen abgenommen hatte, hat 
sie sich infolge der Krise wieder in großem Umfang 
erhöht, insbesondere in vielen Entwicklungsländern. 
Rentensysteme, die reformiert wurden, um mit den 
durch den demografischen Wandel verursachten, pro-
gnostizierten Problemen der finanziellen Tragfähigkeit 
zurechtzukommen, die aber nun mit einem niedrigen 
Wirtschaftswachstum, höheren Arbeitslosenzahlen 
und gewaltigen staatlichen Haushaltsdefiziten konfron-
tiert sind, stehen erneut vor Risiken. Und in Ländern 
mit höheren Einkommen, die ehrgeizige Programme 
zur beruf lichen Wiedereingliederung auf legten und 
integrierte Systeme entwickelten, die ältere Arbeit-
nehmer zu einer längeren Berufstätigkeit ermutigen 

sollten, sind diese Maßnahmen nun aufgrund von 
höheren Arbeitslosenraten in allen Altersgruppen der 
Arbeitnehmer gefährdet. 

Auch die gesellschaftlichen Wertvorstellungen bezüg-
lich der sozialen Sicherheit haben sich gewandelt. In 
den Neunzigerjahren und zu Beginn des Jahrtau-
sends wurde die Legitimität des Solidaritätsbegriffs 
und der staatlichen Systeme der sozialen Sicherheit, 
die Ersteren umsetzen sollen, oft infrage gestellt oder 
direkt abgelehnt. Das Hinterfragen führte in einigen 
Ländern zu einer radikalen Reform der Systeme der 
sozialen Sicherheit durch eine Individualisierung des 
Risikos auf dem Wege der Privatisierung der Systeme. 
2010, nach der Krise, wird die gesellschaftliche Rolle 
der staatlichen sozialen Sicherheit deutlich positiver 
gesehen: Sie wird unbestritten (wieder) als grundle-
gendes kollektives Instrument verstanden, um die Aus-
wirkungen zunehmender sozialer und wirtschaftlicher 
Ungleichheit abzumildern. 

Über diese unmittelbaren Beobachtungen hinaus 
erscheint es verfrüht, die längerfristigen Auswirkungen 
der wirtschaftlichen Turbulenzen in letzter Zeit genau 
zu beurteilen. Zunächst einmal besteht Ungewissheit 
über das zukünftige Ausmaß des Wirtschaftswachs-
tums. Es ist nicht klar, ob die Wirtschaft ihre aktuelle 
Erholungsphase fortführen kann oder ob als nächste 
Phase eine erneute Rezession (double-dip) vor uns 
liegt. Trotz positiver Erholungszeichen im letzten Jahr 
bleibt die Stabilität des globalen Finanzsystems infrage 
gestellt (IWF, 2010). Käme es zu einer neuerlichen 
Rezession, müssten die Systeme der sozialen Sicherheit 

KAPITEL 6

Schlussfolgerungen
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– viele von ihnen wurden finanziell von den Ereig-
nissen seit 2008 geschwächt – erneut reagieren. Dabei 
wären einige Systeme der sozialen Sicherheit, vor allem 
jene, die mit einer hohen Staatsverschuldung einher-
gehen, weniger gut positioniert, um mit der größeren 
Nachfrage nach Leistungen und Diensten zurechtzu-
kommen, die sich bei einer erneuten Rezession ergibt.
Neben den aktuellen problematischen wirtschaftlichen 
Aussichten steht die Welt weiterhin vor der Herausfor-
derung, mehrere aufeinanderfolgende Krisen bewäl-
tigen zu müssen. Wie die Internationale Politik- und 
Forschungskonferenz der IVSS über soziale Sicherheit 
2010 feststellte,8 liegen die Ursachen dieser anderen 
Krisen in Entwicklungen wie der technologischen 

Innovation, dem Klimawandel, den weltpolitischen 
Spannungen sowie den Bevölkerungsbewegungen. Der 
sich beschleunigende demografische Alterungsprozess 
in fast allen Weltregionen ist ein weiterer Grund.

Die gegenwärtige Situation ist somit von wachsen-
der Unsicherheit und Instabilität geprägt. Die Fort-
entwicklung der Arbeitsformen, Familienstrukturen, 
demografischen Trends, Umweltbedingungen, des 
technologischen Wandels und der gesellschaftlichen 
Werte übt Druck auf die Systeme der sozialen Sicher-
heit aus, sich in einem gewissen Umfang weiter anzu-
passen. Sie können dies nur tun, wenn sie innovative 
Antworten auf diese Entwicklungen finden. Wie dieser 

6.1. Zentrale Aussagen

–	 Erstens haben die Träger der sozialen Sicherheit gut auf die Herausforderungen reagiert, welche die aktuelle 
Finanz- und Wirtschaftskrise gebracht hat, und die öffentliche Unterstützung für die soziale Sicherheit hat zuge-
nommen. Auch wenn dies mit finanziellen Kosten verbunden war, wurde die politische und soziale Tragfähigkeit der 
sozialen Sicherheit in bestimmten Kreisen gestärkt.

–	 Zweitens waren die Länder, die am besten mit den Auswirkungen der Krise zurechtkamen, auch jene, die bereits 
umfassende Systeme der sozialen Sicherheit besaßen, was die grundlegende Funktion der sozialen Sicherheit als ge-
sellschaftlichen Abfederungsmechanismus und wirtschaftlichen Stabilisator bestätigt. Es ist sehr wahrscheinlich, dass 
diese Länder auch diejenigen sein werden, die am besten mit möglichen Krisen in der Zukunft umgehen werden. 

–	 Drittens erfordern die Probleme, die sich aus zunehmender Unsicherheit und Instabilität ergeben, ein neues Den-
ken. Hier können einerseits die aktuellen politischen Entwicklungen in einer Reihe von Schwellenländern inspi-
rierend sein. Diese Entwicklungen gehen zunehmend über die herkömmliche Gestaltung der sozialen Sicherung 
hinaus. Andererseits erfordert eine Neuorientierung auch neue Verhaltensmuster, darunter mehr Aufmerksamkeit 
für das weitgehend ungenutzte Potenzial proaktiver und präventiver Ansätze.

–	 Viertens hängen Systeme der sozialen Sicherheit immer häufiger von Beiträgen und vom Steueraufkommen zur 
Finanzierung ihrer Programme ab. Um die zukünftige Tragfähigkeit zu sichern, kommt es auf die integrierte Gestal-
tung und Reform der Systeme der sozialen Sicherheit und der Steuersysteme an.

–	 Fünftens erweitert sich die Rolle der Verwaltungen der sozialen Sicherheit in einem immer komplexeren politischen 
Umfeld. Immer häufiger gehört es zu ihren Aufgaben, den politischen Entscheidungsprozess explizit zu unterstützen, ei-
nem ganzheitlichen Ansatz der Fallbearbeitung und den Bedürfnissen der Leistungsempfänger mehr Gewicht zu geben 
und mit anderen Institutionen und Dienstleistungsträgern im staatlichen und privaten Sektor zusammenzuarbeiten. 

–	 Sechstens hat sich die dynamische soziale Sicherheit als überzeugendes Konzept erwiesen, um die Rolle zu ver-
stehen, die umfassenden Systemen der sozialen Sicherheit als Antwort auf die aktuelle Krise zukam und die diese 
allgemein bei der Bewältigung sozialer und wirtschaftlicher Krisen spielen. Der Druck, Systeme der sozialen Si-
cherheit effizienter und effektiver – und damit leistungsfähiger – zu gestalten, hat zugenommen. Die aktuelle 
Lage unterstreicht, dass eine verstärkte Entwicklung hin zu einer dynamischen sozialen Sicherheit, die gerechtere 
Gesellschaften schaffen hilft, heute dringender gebraucht wird denn je.

8.	 Für weitere Informationen siehe <http://www.issa.int/rc2010>.
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Bericht deutlich zeigt, führt der Weg, diese vielfältigen 
Herausforderungen anzugehen, über leistungsstärkere 
und tragfähige Systeme der sozialen Sicherheit sowie 
eine breitere Akzeptanz für integrierte und proak-
tive politische Lösungen, die den Zugang zum Schutz 
erweitern, die berufliche Wiedereingliederung unter-
stützen und die Prävention fördern – mit anderen 
Worten, politische Antworten, die in Einklang mit dem 
Konzept einer dynamischen sozialen Sicherheit stehen.

Daraus ergeben sich sechs zentrale Aussagen für die 
soziale Sicherheit weltweit (siehe Kasten 6.1.).

Über die erheblichen Auswirkungen der Krise hinaus 
und auf der Suche nach Lehren für die Träger der sozi-
alen Sicherheit aus den Entwicklungen und Trends der 
letzten Jahre, lassen sich eine Reihe von Schlussbeob-
achtungen anstellen.

Will man den universellen Zugang zur Deckung der 
sozialen Sicherheit erreichen, muss die Tatsache, dass 
es sich bei der sozialen Sicherheit um ein Menschen-
recht handelt, mehr Anerkennung finden. Wenn die 
Verwaltungen der sozialen Sicherheit dieses Ziel verfol-
gen, was notwendigerweise eine strategische Rolle des 
Staates impliziert, stehen sie an der Spitze aller poli-
tischen Umsetzungsbemühungen. Die Entscheidungs-
träger sollten die Verwaltungen der sozialen Sicherheit 
am politischen Prozess beteiligen, ihnen zuhören und 
von ihrem Wissen und ihrer Erfahrung profitieren. 
Wo immer dies möglich ist, sollten sich die Träger der 
sozialen Sicherheit ihrerseits proaktiv am politischen 
Prozess beteiligen.

Die Sicherung der finanziellen und sozialen Tragfä-
higkeit der Systeme der sozialen Sicherheit sind zwei 
Voraussetzungen für deren solide Entwicklung. Ihr 
müssen zu allen Zeiten die Mittel zur Verfügung 
stehen, die sie benötigt, um ihre Aufgaben zu erfül-
len, und sie muss vermehrt in die Lage versetzt werden, 
maßgeschneiderte Pakete für heterogene und sich ent-
wickelnde soziale Bedürfnisse der Bevölkerung anzu-
bieten. Neben der finanziellen und sozialen erfordert 
die politische Tragfähigkeit der sozialen Sicherheit, 
dass beständige Verbesserungen in der Governance der 
Operationen der Verwaltungen der sozialen Sicherheit 

erfolgen. Es ist zu erwarten, dass das Vertrauen der 
Öffentlichkeit in die Träger der sozialen Sicherheit 
zunimmt, wenn diese professioneller arbeiten und 
ihre Operationen transparenter sind. Dieses Vertrauen 
dürfte auch eine offenere und partizipativere Diskus-
sion über zukünftigen Reformbedarf zur Verbesserung 
der Systeme der sozialen Sicherheit erleichtern.

Bessere Ergebnisse im Gesundheitswesen sind von 
grundlegender Bedeutung für das Wohlergehen des 
Einzelnen und ein Maßstab für die Effektivität natio-
naler Systeme der Gesundheitsversorgung. Durch die 
Verringerung der Anzahl Fälle von Erwerbsunfähig-
keit und des Bedarfs an Pflege- und Unterstützungs-
maßnahmen trägt sie auch zur finanziellen Stabilität 
vieler Programme der sozialen Sicherheit bei und stützt 
ganz allgemein das nationale Wirtschaftswachstum. 
Aus diesem Grund sind proaktive und präventive poli-
tische Maßnahmen nötig, die multidimensionale und 
individuelle Ansätze fördern, die den Schwerpunkt bei 
Verhaltensänderungen setzen, um festgestellte gesund-
heitliche Risiken zu vermeiden oder zu verringern. 
Diese Notwendigkeit ergibt sich vor allem angesichts 
der Alterung der Bevölkerung. Solche Entwicklungen 
dürften es immer häufiger erforderlich machen, dass 
die Verwaltungen der sozialen Sicherheit mit anderen 
Institutionen zusammenarbeiten, und dies verlangt 
eine entsprechende Anpassung ihrer herkömmlichen 
Funktionen und Aufgaben, wobei die Mitarbeiter in 
der sozialen Sicherheit neue Kenntnisse und Kompe-
tenzen erwerben müssen. Wir sehen bereits die ersten 
Anzeichen für diese Veränderungen in einer Reihe von 
Ländern mit höheren Einkommen.

In den kommenden Jahren dürfte es zu weiteren 
grundlegenden Veränderungen in dieser Richtung in 
einer zunehmenden Zahl von Ländern kommen. Diese 
Zukunftsentwicklungen sollten jedoch nicht die Auf-
merksamkeit von den größeren Problemen ablenken, 
die angesichts der hohen und zunehmenden Prekari-
täts- und Armutniveaus weltweit bestehen. 

Um alle aktuellen und im Entstehen begriffenen poli-
tischen Herausforderungen für die soziale Sicherheit 
anzusprechen, hat sich dieser Bericht für politische 
Maßnahmen stark gemacht, die mit den breiten Zielen 

Kapitel 6 Schlussfolgerungen
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einer dynamischen sozialen Sicherheit konsistent sind. 
Der Bericht streicht auch heraus, dass eine dynamische 
soziale Sicherheit nur dann eine sozialpolitische Prio-
rität werden – und bleiben – kann, wenn die von ihr 
verfolgten Ziele auf nationaler Ebene mit nachhaltigem 
politischem Willen vorangetrieben werden.

In diesem Zusammenhang spielen die Verwaltun-
gen der sozialen Sicherheit – die IVSS-Mitgliedsor-
ganisationen – zwei zentrale Rollen. Die erste besteht 
darin, sich in der nationalen politischen Diskussion 
für die Ziele der dynamischen Sicherheit einzuset-
zen. Die zweite Rolle betrifft die Umsetzung dieser 
Politik, mit dem Ziel, ihre eigene Verwaltungsleis-
tung sowie Umfang und Reichweite des Schutzes der 
sozialen Sicherheit für die Bevölkerung messbar zu 
verbessern.

In einer zunehmend globalisierten und instabilen 
Wirtschaft ist die Notwendigkeit eines gemeinsamen 
politischen Willens, die soziale Sicherheit auf der welt-
politischen Tagesordnung weiter oben zu positionieren, 
größer denn je zuvor. Dies ist eine gewaltige politische 
Herausforderung.

Die vielen Millionen von Menschen in Notlagen, die 
in letzter Zeit Sozialleistungen erhielten, bezeugen die 
lebenswichtige Rolle der sozialen Sicherheit. Mit Blick 
auf die kommenden Jahre wird es immer dringlicher, 
die weiterreichenden Bemühungen der IAO zu ergän-
zen und die Millenniumsziele der Vereinten Nationen 
zu unterstützen, um zu gewährleisten, dass zusätzliche 
Millionen von Menschen, die immer noch in chroni-
scher Armut leben, den Schutz der sozialen Sicherheit 
in Anspruch nehmen können.
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Eine dynamische soziale Sicherheit: 
Sicherung sozialer Stabilität und wirtschaftlichen 
Wachstums

Eine dynamische soziale Sicherheit: Sicherung sozialer Stabilität und 
wirtschaftlichen Wachstums ermittelt, beschreibt und interpretiert 
die wichtigsten aktuellen Entwicklungen und Trends in der sozialen 
Sicherheit weltweit. Eine wichtige Schlussfolgerung des Berichts betrifft 
die positive Rolle, welche die Systeme der sozialen Sicherheit für die 
Sicherung des gesellschaftlichen Zusammenhalts spielen. In diesem 
Zusammenhang müssen gut funktionierende Verwaltungen der sozialen 
Sicherheit stärker dazu beitragen, den Zugang zu einer angemessenen 
und nachhaltigen sozialen Sicherung auszudehnen. Allein auf dieser 
Grundlage können weitere Fortschritte in Richtung des Konzepts einer 
dynamischen sozialen Sicherheit und des Ziels der Ausdehnung der 
sozialen Sicherheit auf alle Menschen gemacht werden. 

Der vorliegende Bericht über Entwicklungen und Trends begleitet 
und informiert das Weltforum für soziale Sicherheit 2010 der IVSS, 
dessen Gastgeber das Ministerium für Sozialentwicklung der Republik 
Südafrika ist und das in Kapstadt, Südafrika, stattfindet. Zusammen 
mit einer Reihe von neueren Regionalberichten zu Afrika, Asien und 
der Pazifikregion, Europa und Amerika bietet dieser Weltbericht einen 
neuen Ansatz, um die wichtigsten Herausforderungen für die IVSS-
Mitgliedsorganisationen in den verschiedenen Weltregionen besser zu 
dokumentieren und zu verstehen sowie aus ihnen zu lernen. 

Die Internationale Vereinigung für Soziale Sicherheit ist die weltweit 
führende internationale Organisation, die Regierungsstellen sowie 
Verwaltungen und Träger der sozialen Sicherheit zusammenbringt. 
Weltweit hat die IVSS rund 350 Mitgliedsorganisationen in mehr als 
150 Ländern. 


